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Vorwort 

Das Bundespflegegesetz der GRÜNEN liegt vor. Der Gesetzentwurf -
von der Bundesarbeitsgemeinschaft Behindertenpolitik sowie der BAG Ge­
sundheit und Soziales erarbeitet - löste bereits bei der Vorstellung anläßlich 
eines Hearings in Bonn heftige Reaktionen aus. 

Die vorliegende Broschüre soll die entfachte Diskussion um die Versor­
gung von Pflegeabhängigen aufnehmen und vertiefen. Deshalb kommen neben 
der ausführlichen Erläuterung des grünen Entwurfes historische Aspekte, 
Heimrealitäten und Perspektiven in der Pflege behinderter und alter Men­
schen zur Sprache. 

Seit Jahren fordern emanzipatorische Behinderteninitiativen , Formen der 
Aussonderung abzuschaffen, längst bekannt ist das Verlangen von Alten­
Gruppen nach einer menschenwürdigen Versorgung. Vor allem die Träger 
großer stationärer Einrichtungen wie Diakonie oder Caritas sowie die Sozial­
bürokratie blockten ab : Grundsätzliche Änderungen in der Pflege blieben 
aus. Hingegen belegen aufrüttelnde Schilderungen von behinderten oder 
alten Menschen aus dem Innern der Institutionen , daß ganz neue Wege gegen 
unumstrittene Mißstände notwend ig und überfällig sind. 

Am Anfang der Bro chüre stehen deshalb die Notizen einer Pflegeabhän­
gigen. Sie führen in die Realität eines Heimes: Entmündigung , Isolierung, zur 
Unselbständigkeit erziehende Struktur en sprechen aus den Sätzen :.... Erfah­
rungen, die für behinderte und alte Menschen den Alltag im Pflegeheim 
kennze ichnen. Die Tagebuchaufzeichnungen der Johanna ' H. spiegeln die 
schleichende Entwürdigung der Ausgesonderten wider. 

Wie sich die gegenwärtige aussondernde Versorgung entwickelt hat , zeich­
net Horst Frehe in seinem Beitrag zur Geschichte des Rechts auf Pflege nach . 
Angerissen wirc'I die Betreuung im Mittelalter auf der Basis von Almosen, ge­
folgt von den, kurz skizzierten Stationen der zunehm enden Differenzierung 
und Internierung der Pflegeabhängigen. Wesentlich für die aktuelle Debatte 
ist die histori sche Erkenntni , daß die über Jahrhund erte hinweg vollzogene 
Isolierung de:- Insassen und die daraus bedingte Ablehnung der ,Pfleglinge' 
vor dem Hintergrund von Kosten-Nutzen-Analysen die Morde im National­
sozialismus zuließen. Der Aufsatz setzt sich anschließend mit der Entwick­
lung des Recht s auf Pflege in der Bundesrepublik auseinander. Resümee: 
Trotz des Wissens um unhaltbar e Zustände werden keine angemessenen 
Schlußfolgerungen gezogen. 

Hier setzt das Bundespflegegesetz der GRÜNEN an. Bevor Andreas Jürgens 
und Oliver Tolmein - die Autoren des Entwurfes - die Ke!npunkt e des grü-
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nen Vorstoße s erläu te rn , klären sie grund stä tzliche F rage n nac h den Ursa ­
chen gesellsch aftlich er Au ssond erun g und sprec hen die Bed ingun gen für eine 
Ab schaffu ng der Heim e an. Notw endi g ist dah er auch die Auseinan dersetz un g 
mit den Vor stellung en der Bund esregierun g oder des Deu tsc hen Vere ins für 
öffe ntli ch e und priv ate Für sorge zur Neuordnun g der Pflegefi nanzie run g. 
Dazu ein lang er Ab schnitt mit dem Faz it : Es bleibt , wie ' s ist - auf der St recke 
bleiben die ,Leistung ssehwa chen' . Diese n Pos itio nen- steh t der Gese tze ntw urf 
der GRÜNEN mit seinen Kernpunkt en gege nüb er : 

Es gilt der Grund satz der Einh eitli chk eit und Gle ichb ehandlun g, sei es bei 
Pfleg ebedürftigk e it dur ch Behind erung , Krankh eit oder hohes Alter. Die 
Pflege wird einkomm ensun abh ängig von der So lidargemeinschaft aller ge­
tragen . 
Die Bet roff enen kö nn en die Fo rm der Pfl ege, ihren Umfang und die Art 
selbst bestimmen. 
Die Pfl egeh eime werd en ab 199 5 abgesc hafft , gle ichze itig bis 1995 ambu­
lant e Pfleg ehilfe n aufg ebaut. 
Der Gese tze ntwur f ist im Anh ang abgedru ckt. Wer weitere Deta ilinfo rma­

tionen benötigt , kann dies in der umfangr eichen Begründun g nachlesen 
(Drucksache J 0/ 260 9, Deuts cher Bund estag. Erh ältlich bei : Die Grün en im 
Bundestag , Bundeshaus, 53 Bonn) . Hier find et sich auch ein ausführli ches 
F inanzierungsmod ell für ambul ant e Pflege. Bei allen ku rsierenden Kos ten­
rechnung en bleibt ab er festzuste llen: ln der Bund esrepu blik ist d ie Fin anz ier­
barkeit von nicht -au ssond ernd er Pfl ege zun äc hst eine po liti sche E nt sch eidun g. 

De; ab schli eßend e Tex t dieser Bro schür e beschäft igt sich mit der Situ a­
tion der Einri chtung en , die eine Aufl ösung der Pflegeheim e ermö glichen sol­
len - den ambulant en Dienst en. Th eres ia Degener beschr eibt , in welchen 
fin anziellen und soz ialpoliti sch en Zwi ckmühl en die selbstorgani siert en Ini­
tiativen gegenw ärtig stecken : Der Anspruch , dem Pflegea bhängigen ein un ­
abhängiges ·Leben zu erm öglichen, ko llidi ert m it zun ehm end en Fin anzpro­
blem en. Und : Au ch die großen Wohlfahrt sverb änd e ha ben die ambul an te 
Verso rgung für sich entd eckt. Dabe i führ t die form ale Auf splitt erun g vo n 
Gro ße inri chtun gen allerdin gs für die Betro ffenen in der Rege l zu m bekann­
ten Ergebni s: Sie bleiben verwaltet UtJd en tm ündig t. 

Gerad e auch angesicht s dieser Ent <.vicklun g müssen endli ch Schrit te unter­
nomm en werd en, die die Aut o nomie der alten oder behind ert en Menschen 
erm öglichen, die alle Bere iche der Pflege um fasse nd absichern und die die 
Ab schaffun g der Pflegeheime anst reben. Für dieses Ziel wurd e das Bund es­
pfl egegesetz fo rmuli ert. * 

Udo Sierck 
* Für Vera nsta ltu ng~n u.ä. an frage n be i: 

Andr eas Jürge ns, Breitackerstr. 6, 3553 Cölbe-Bürgeln 
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Alltag in einem Pflegeheim ·- Tagebuchaufzeichnungen 

Jobanna H. ist 35 Jahre alt , hat multiple Sklerose, eine fortschreitende 
Erkrankung der Nerven, und lebte über drei Jahre in einem Pflegeheim in 
Niederbayern. Ein Ausschnitt aus ihrem Tagebuch schildert Erlebnisse und 
Empfindungen in diesem Heim: 

am J / . Sept ember 1978 

siedelte ich in ein Heim. Der Eingang und das Erdgeschoß wirkten wie ein 
Hotel. Die Eimichtung der Zimmer wirkte kühl, wie in einem Krankenhaus . 

September J 9 78 

Das Personal war kurz angebunden . Die Nachtschwe ster war überlastet. (140 
Pat ienten für 2 Schwestern) . 

10. Oktober 1978 

Das Personal bzw. der Kontakt zum Personal beschränkte sich auf : Frühstück 
und Tabletten bringen, Mittagessen und Tablette n bringen, Abendessen und 
Tabletten bringen. Das Nachtm edikament kommt gegen 22 Uhr und muß 
unter Aufsicht geschluckt werden. Das Mißtrauen stört mich . Das Heim, ist 
sehr modern und die M nschen sehr verlassen. 

7 Mai I Y79 

Was mich beschäft igt: Wie halten es die anderen hier aus? F,rau H. kann sich 
nicht mehr rühren, sie bat mich, ihr alle Schlaftabletten zu geben, die sie 
selber in der Schublade hat , weil sie sich nicht rühren kann und k:eine Gefahr 
droht. Ich komme in einen Zwi'l!spalt, denn ich kenne das Leid von Frau H. 
Klingeln, wart~n. lächeln, bitt en, danken, lächeln, Essen gefüttert bekom­
men, warten, klingeln, warten , usw., das täglich, evtl. viele Jahre . Ich tue es 
nicht , kann ilri:. aber nicht mehr in die Augen schauen. 

11. Sept ember I Y7Y 

Ein Jahr Heim habe ich nun hinter mir. Beim Rückblick stelle ich fest : eine 
Zeit wie feuchtes, kaltes Herbstwetter. Das Personal wechselt sehr oft. 
Menschliches Personal wird als „überirdisch" betracht et. Die Zivildienstlei­
stenden scheinen in meinen Augen die Seele flir uns zu sein. 
Leider werden die Zdl vom anderen Personal so gedrillt, daß ein freundliches 
Lächeln schon als Risiko gefühlt wird. Der Tagesablauf des Personals ist im-
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mer noch so w ie am Anfa ng. Klo pf e n ist nac h w ie vo r nicht „ in". Mit Be­
fr em den w ird m eine Selbs tän digke it gesehen. Auch we nn ich behind ert b in 
so ist es für mi ch noc h lange ke in Gr und , mi ch Menschen und Hauso rdnun : 
ge n zu un te rwe rfe n . 

Feb ruar 1 980 

An de r Ho lzt üre zu m Nebe nz imm er habe ich Gedicht e aufg ehä ngt. Nase ­
rüm pfe nd geht das Perso nal vo rb ei . Kriti sche Ge da nk en sind verun sichernd . 
Die Me inun g, daß Kö rb e flecht en a lles für di e Behind ert en se in kann , teile 
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ich nicht. Man kann auch gut nebenbei denken und mit der Zeit entsteht 
Sinnlosigkeit. Weihnachten und Sommer wird alles auf einem Bazar verkaufL 
Wir bekommen nichts dafür, uns muß das Erfolgserlebnis reichen. 

Mai 1980 

Recht unregelmäßig die Eintragungen. Manchmal möcht e ich mehr schrei­
ben, aber seelisch ist eine Sperre da. Vor einer Woche bin ich dumm gestürzt. 
Die Schwester glaubte mir die Schmerzen nicht. Die Kopfschmerzen sind 
nach I 0 Tagen immer noch. Ich stehe zum Waschen auf, Essen ist Nebensa­
che, Hauptsache ich liege. Da ich immer noch Schmerzen habe , tauclit nun 
die Version der Simulation auf. Letzte Zeit öfter ohnmächtig geworden . 

Juli 1981 

Wir hatten letzte Woche ein großes Behindertenfest. Alle Leute mit Rang 
und Namen sprachen von den „lieben Behinderten und der Integration in 
die Gesellschaft". Allerdings wurde mir sehr klar , wie integriert wir sind; 
denn am Sonntagabend waren um 18 Uhr die Behindertentoiletten weg. Die 
Toilet ten für die Fußgänger waren aber nicht weg. Bedeutet es, daß man 
glaubt , daß mit so einem Fest alles getan ist? Ich hatte eine Riesenwut über 
den indirekten Rausschmiß aus dem Fest. Wir wurden auch nicht gefragt, ob 
wir noch bleiben, sondern die Heimleitung wurde gefragt. Also es wurde 
über uns und nicht mit uns geredet. Nachdem ich mich durch nichts besänf­
tigen ließ, wurde wieder ein 00 aufgestellt, und ich war etwas besänftigt. 

Sept emb er J 981 

Die Schwester bringt die Tablett en, ssst ist sie wieder weg. ~imm el noch ein­
mal, wieder schließt sie die Tür nicht. Klopf , wum die Türe fliegt an die 
Wand. Ich habe keine Zeit, herein zu sagen. Nun klebe ich an meine Tür das 
Schild „Bitte klopfen, danke". Diese Anmaßung meinerseits wurde vom Per­
sonal kaum eii;igehalten. Gerade die Schwester, die die Türen so fliegen läßt, 
fragte warum. Ich sagte ihr: ,,Nur wegen Ihnen, weil Sie die Türen so schmei­
ßen!" und zergte ihr, wie sie das macht. 

Mai 1981 - geschrieben im September 198 1 -

Ein junger Mann von 1 7 Jahren hat versucht , sich die Pulsadern aufzuschnei­
den. Reaktion vom Personal: ,,Das tut er nur, damit man mit ihm spricht. " 
Ich sagte dann, was für ein Armutszeugnis fürs Personal, wenn man diesen 
Hilfeschrei so lächerlich macht. Ein paar Wochen später versuchte er, vom 
3. Stock herunterzuspringen. Wegen seiner Behinderung kam er nicht schnell 
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genug übers Geländ er. Er kam für längere Zeit in eine Nervenklin ik. Bei seiner 
Rückkehr ins Heim wurde ihm der Kontakt zu den anderen Sta t ionen ver­
sagt. Warum kommt ein l 7jährig er in ein Heim , wo nur ält ere Menschen sind? 
Warum gibt es Kontaktsperren unt er Behind erten ? 

September 1981 

Gegen Morgen wachte ich auf. Ich war wieder bewu ß tlos . Da ich mich hint er­
her nicht mehr rühren kann , werde ich gefüttert. Vor dem Mitt agessen werde 
ich gewaschen. Unvorstellbar , wenn man täglich mit so einer Katzenw äsche 
auskommen müßte. Die Nachtschwester erzählte mir , daß man ihr die Schü­
lerin genommen hat. Nun muß sie von 40 Leuten 20 ins Bett bringen . Die 
Personalpolitik ist ein Kapitel für sich selber. Angeblich gibt es für diesen 
Ort niemand , und · wenn man j emand find et , wird ihm in der Prob ezeit ge­
kündigt. Es wäre nach wie vor ein Traum des Per sonals , die Behinderten 
nach dem Abendessen ins Bett zu bringen . Gottseidank machen nicht mehr 
alle mit. 

10. September 1981 

Der - morgendliche Kampf mit Frühstücksei und Suppenlöffel wird wieder 
einmal gewonnen. Eierlöffel sind so rar, daher die Suppenlöffel. Ich lese die 
Zeitung und ärgere mich über die Politik, über noch etli ch andere s und das 
Schweigen des Volkes . Ich male mir oft aus , wenn alle Behinderten drauß en 
leben würden , die noch in ·Heim en sind, dann würde das so vollkommen e 
Städtebild zerstört werden! Die Men schen kämen darau f, daß ihr vom Wer­
befunk geprägtes Jägermeisterdenken noch nicht genug be täubt ist. Ja , was 
dann ? Ich warte brennend auf ein e Antwort der Regierung . Ich bat um Ta­
schengelderhöhung für die Ta schengelder von 80,- DM. Die Antwort kam . 
Darin wurde festgestellt , daß kein e ges~tzliche Notwendigkeit vorhand en 
wäre. Wer kann die Notw endigkeit feststell en? Der Betroff ene oder der 
Beamte? Der Staat erhöht seine Gebühr en. Telefon , Porto und Tabaksteu er 
treffen die Taschengelder von 80,- DM voll. Ich schrieb noch an ein Mini­
sterium in München. Von dort kam au ch die bedau ernd e Antwort , daß man 
aufgrund der allgemein en Sparmaßnahm en die geplant e Erh öhung nicht 
geben kann . Ich ford ere ab er nach wie vor eine Tas chengeld erhöhung und 
zwar in Form wie die Diät en der Bund estagsabg eordn eten erhöht werd en . 
Ca. 10% im J ahr , bei einem Ta schengeld vo n 80,- DM wäre es besser als 
nichts . 

11. Sept ember J 981 

Heut e ist mein Geburt stag und der Tag, wo ich drei Jahr e im Heim bin. Ein 
Gru nd , sich eine n Rausch anzu saufen. Wie hab e ich das nur so lange ausge-
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halt en? Heute kann sich die Schwester wieder selbst nicht leiden. Sie kann 
mich nicht ansehen und die Türe bleibt offen. 3 Jahre schon diese Trostlo­
sigkeit , der innere Wunsch hinauszu \vollen und die Realität einer Krankheit , 
die weitergeht. Schizophrenie des Lebens? Manchmal ist Denken und ein 
klarer Ver stand ein Handi cap in dieser Lage . Eben kommt das Mittagessen 
und ctie Putzfrau kommt au ch . Jedesmal zum Essen der Gestank der Putz­
mitt el. 

30. Sept ember 1981 

Die Sparmaßnahm en des Staates scheinen auch hier Einzug zu halten . Plan­
stell en werd en gestri chen . Die Last der Arbeit muß von weniger Personal be­
wältigt werden . Wir haben j etzt zwei jung e Frau en in der Betreuung , 22 und 

Sieben Betten in einem Rau m 

27 Jahre alt. Ich fühle mich ni_cht betreut , sond ern oft verwaltet. Unsere 
Wünsche werden ignoriert. Feiern , die das Haus für un s organisi ert , müssen 
wir als un seren\ Wunsch sehen. Heut e hat noch ein Bewohne _r Geburt stag . Ich 
bastle ihm e.0e n Essiggurkenkaktu s. Ein e Essiggurke wird in ein klein es 
Töpf chen mit Kieseln un d Knetm asse gesteckt. Zündh ölzer mit roten 
Schwefe lköpfe n geben die Stacheln. Ich erzähle einer Schwester davon , und 
die Reaktion : ,,Euch fä llt wohJ auch nicht s gescheites ein! " 

9. Oktober 1981 

Heut e erfuhr ich, daß gestern ein Mann von der Dacht errasse sprang . Er ist 
tot , und ich kann es verstehen. Ich kann mir nicht vorstellen , immer in einem 
Heim zu leben . Ja , das Haus· ist mod ern , aber reicht das? Wir sind , j eder für 
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sich, alleine. Wir werden alleingelassen. Ich spra ch mit einer Dame der Ver­

waltung , daß man eben Gespr äc hsth erapi en br äucht e. Ihr e Antwort: ,,Ich 
halte das Personal an, daß die Bew o hn er noch , so weit es geht , a lles selber 
machen ." Selbständigk eit e ines Mens ch en ers part ab er keinesfalls da s Ge­
spräch! Wir hab en scho n dr e i Selb stmordv ersuche und e inen gelun genen 

Selbstmord . Wie lei cht werden dies e Leut e a ls see li~ch krank abges tempelt 

und mit Tabletten gedämpft. lch dagegen sage, daß da s Heiml ebe n see lisch 
krank machen kann . Nicht die Wirkung alleine muß behand elt werden , so n­

dern die Wurzeln der Ursache! 

10. Oktober 1981 

Meine Gedanken kreis en um den geglückten Selb stmord . Mein e Gedanken 
geh en in die Zukunft. Was ist da? Lee re , mensch liche Einsamkeit und Angst. 
Dieser Mann , der sprang, hat di e e inzig logische Kons eq u enz gezoge n. Er ist 

der irdischen Gefangens chaft entwi scht. 

14. Oktober 1981 

Eine Bewohnerin hat sich in einen Angestellten verliebt. Auch er mochte das 

Mädchen sehr gerne . Dem Angest e llt en verbot di e Leitung den Kont akt zu 

dem Mädchen. Als er nicht m ehr in diese m Haus arbe ite te, mußte das Mäd­

chen erhaltene Briefe an ihn zurü ck send en . Eigenhä ndi g mußt e sie auf das 
Kuvert schr e iben : ,,A nn ahme verw eigert". Ein e Ange stellt e des Büros m ein­

te: ,,Was kannst Du ein em Mann biet e n?" 

23. Oktober 1981 

An die Tür en wird nac h wie vor nicht gek lopft. Mir fiel das Heft „ Rec ht e für 

Heimbewohner " in die Händ e . Darin steht: ,,Ein e Selbstverständli chk eit 

sollte es allerdings se in , daß Heiml e iter · und Perso nal die Bewo hn er vorher 

fragen , ob sie mit dem Betr eten des Zimmer s einversta nd en sind . Dan n muß 
vor dem Betr ete n der Zimm er gek lopf t we rd en ." Diesen Absatz schrieb ich 
ab und hängt e ihn an das schw arze Bre tt in zwe i Etag en. Die Reak tion der 
Verwaltung gipf elte mit fo lge nd em Sa tz: ,,Wenn es Ihn en nicht paßt , dann 
können Sie auszi ehen! " Ein e Put zfrau schien auch rec ht erstaunt über m ei­

nen Wun sch des Klopfen s. Sie m eint e , nachd em ich versucht e, ihr zu erkl ä­

ren , daß man ja auc h draußen kling elt , wenn man j emand besucht: ,, Ich 
dachte, hi er ist e in Heim! " 

Mit freundlicher Ge ne hmigung v o rn Pa hl-Rug e ns t:P in v o r l a g 
au s d e m Buch: Krüpp e ltribunal , Kö ln 19 83 
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Zur Geschichte des Rechts auf Pflegehilfe 

Bis zum ausgehenden Mittelalter war Pflegebedürftigkeit durch Alter oder 
Behind erung ein Probl em der Familien , die il1re Angehörigen im Rahmen 
der chri stlichen Verpflichtung zur Nächst enliebe zu pflegen hatten . Konnten 
die Familien die se Aufgabe nicht meru warunehmen , insbesonde re in den 
arm en Schicht en der Stadtb evölkerung , oder waren keine Angehörigen da , 
übernahm die Kirche in Klöstern , Spit älern , Hospizen und Gasthäusern die 
Pflege. Dur ch Stiftung en und Almos en wurde die Unterhaltung der pflegeb e­
dürftig en Arm en sichergestellt. 

Nach der Reform ation blieben vor allem in protestantischen Gebieten 
um fangreiche Sti ftung en m el1r und meru aus . Der Glaub e, nur durch ein 
gott gefä lliges Leben und nicht durch mildtätig e Stiftung en das Himm elreich 
erlangen ZU kö nnen, schränkte die Bereitschaft zu großzügigen Almo sen 
stark e in. Eine stärk ere Reglem entierung der Arm enfürsorge war die Folge . 
Am Besipiel Bremens läß t sich diese gesamteuropäis che Entwicklung gut 
aufze igen. Schon die erste Bremi sch-Evangelische Kirchenordnun von I 534 
(Bremen war durch Heinrich von Zütphen zwischen 1522 und 1524 refor­
miert worden 1 ) scl1ränkt e das Recht, durch Bettel den Lebensunterhalt zu 
erz ielen, stark ein und sah aber die Unterstützung der Kranken und Siechen 
durch die Kollekt e der Gemeinden vor : 

I 

,.Zum Ersten für d ie armen Bürger und Bürgerinnen, Hausarmen, Hand-
werksleut e und Arb eiter, welr:he das Ihrige nicht unnüt z zubring en und 
vertrink en, sondern fl eiß ig arbeiten und in allen Ehren leben. Zugleichen 
die durch Krankheit oder Fehler ihrer Gliedmaßen nicryt arbeiten und er­
werben können. ... Zugleichen fiir solche, denen man helfen kann, daß sie 
von ihrer Krankh eit gesund werden, welche sonst wegen ihrer Armuth 
verderben müßt en. " 2 

Im Kapitel „Von den Bettlern " wird das Recht auf Bett el nm noch vorläufig 
zugelassen: 1 

'--. . 
.,Die armen Leut e, welche um Brod gehen, mögen noch eine Zeitlang um-
gehen, bis daß man es besser machen kann. Ab er fr emde Bettler und an­
dere, welche arbeiten können, und Mönche, welche der Wahrheit entgegen 
sind und das Evangelium lästern, sollen m it ihrem Bettel nicht gelitt en 
werden. Ab er die bei uns krank werden, wiewohl Fremd e, wollen wir 
nicht verlassen, worauf die Diaconen und die Vorsteher der Gasthäuser 
acht haben sollen. " 3 
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Durch die Armenordnungen von 1645 und 1658 urd e der Bet tel dann 
ganz verboten una ie in altung des Verbots durch Arm envögte sicherge­
stellt. Durch Quartalssammlungen in den Kirchspielen sollte das Heer der 
Armen und Pflegebedürftigen , deren Zahl durch die Verwüstungen des Drei­
ßigjährigen Krieges gewaltig zugenommen hatte, sichergestellt werd en, Die 
Hausarmen wurden nach genauer Inspizierung durch Diacone mit Hilfe aus­
führlicher Fragebogen auf ,Armenbogen' verzeichnet und erhielten den dort 
für sie vorgesehenen Anteil an der Austeilung .4 Durch diese Festlegung war 
das Verfahren und die Anspruchsvoraussetzung für die Armenunterstützung 
erstmalig kodefiziert worden . 

Mit dem Bau des Armenhauses 1698 , der Einrichtung des sog. ,Bellhau ses' 
1689 für Krüppel und Sieche, der Umwandlung des Remberti-Hospitals vom 
Leprosorium (Asyl für Leprakran.ke, gegründet ca. 1300) zum Alten- und 
Siechenheim nach i 54 7, des St. Jürgen-Gasthauses im 16. Jahrhundert und 
des St. Johannisklosters zum lrrenasyl im 17. Jahrhundert, wurde Pflegebe­
dürftigkeit zunehmend zum Internierungsgrund und Unterstützung nur noch 
als materielle Leistung in den Einrichtungen gewährt. Bei der Aufnahme fiel 
das gesamte Vermögen und Einkommen des künf~igen „Pröveners" (,Pröven' 
= Pfründe, d.h. Anrecht auf Versorgung bis zum Lebensende) an die Stiftung . 

Allmählich setzte sich noch eine weitere Differenzierung durch, zum einen 
Stiftungen , in die man sich einkaufen mußte, z.B. Rembertistift, St. Petri­
und St . Jakobi-Witwenhaus, das Alte Mannhaus , zum anderen das Armen­
haus, das Krankenhaus (Bellhaus) und das Jrrenasyl (St. Johanniskloster) für 
die Armen. 5 Eine solche Tendenz zur Differenzierung und Internierung der 
Pflegebedürftigen war in ganz Europa zu beobachten .6 Sie ging einher mit 
einer teilweisen Säkularisierung und stärkeren Reglementierung der Armen-

pflege. 7 \ . 

I 19. J_ahr~undert .\erfolgt die volls~ändige Ausdifferenz _ierung de~ Ar-
menp ege m em Kran.Renhauswesen , einem Altenhe1mbere1ch und einem 
Behindertenbereich mit speziellen Anstalten nach bestimmten Schädigungs-

ategorien (Blinden-, Taubstummen- , Krü el- Irren- und ldiotenanstallen}. 

I Gleicnzeitig wiro die Armenpflege vollends zur staatlichen Aufgabe und ge­
setzlich durchgeregelt. 

In Preu en regelte erstmalig das Allgemeine Landrecht von 1794 die staat­
liche Verpflichtung , für die Armen zu sorgen , und stellte die Armenanstalten 
unter den besonderen Schutz des Staates: 
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,, § 1. Dem Staate kommt es zu, für die Ernährung und Verpflegung derje­
nigen Bürger zu sorgen, die sich ihren Unterhalt nicht selbst verschaffen, 
und denselben auch von anderen Privatpersonen, welche nach besonderen 
Gesetzen dazu verpflichtet sind, nicht erhalten können. ... 



§16. Arm en, deren Versorgung nach obigen Gnmd sätzen, einze lnen Pri­
vatpersonen, Corperationen, und Commun en nicht unt erliegt , oder von 
denselben nicht bestritt en werden kann, sollen durch Vermittlun g des 
Staats in öff!!.._ntlichen Landarmenhäusern unt ergebracht werden. ... 
§32. Arm enhäuser, Hospitäler, Waisen-, Find e!-, Werk- Ufld A rbeitshäuser 
stehen unt er dem besonderen Schutz des St aates. " 8 

Dur ch das „Gese tz über den Unt erstützung swohn sitz " vom 6 . Juni l 8 70 
wird für den Nordd eut schen Bund und nach 1871 für da s Deut sche R eich 
die staa tliche Organisation des Arm enwesens dur ch die Verpfli chtung zur 
Gründung von Ort s- und Land arm enverb änd en dur chgesetz t. Ar t , Umfang 
und Organisation der Unt erstützun g blieb nac h § 8 die ses Gesetzes den Län-
dern vorb ehalten. 9 · 
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In der Länderges etzgebung domini ert die Anst altsunt erbrin gung als Versor­
gung pflegebedürftiger und behind erter Armer. Z.B . wird in § 3 1 des „Preu­
ßischen Gesetzes , betreffend die Ausführung des Bund esgesetzes über den 
Unterstützungswohnsitz " (UWG) vom 8 . März 1871 zunächst die Kost enlast 
der „Fürsorge für Geisteskranke, Idioten , Taub stumme , Sieche und Blinde" 10 

dem überörtlichen Träger (Landarmenverband) übe~tragen und mit dem 
Artikelgesetz zur Änderung dieses Gesetzes zur Ausführung des UWG J 891 
die Anstalt~.fürsorge verfügt : 

,,§31. Die Landarmenv erbände - in der Provinz Ostpreußen der Landar· 
menverband der Provinz - sind verpflichtet, für Bewahnmg, Kur u11d 
Pflege der hülfsbedürftigen Geisteskranken, Idioten, Epileptis chen, Taub· 
stummen und Blinden, soweit dieselb en der Anstaltspflege bedürf en , in 
geeigneten Anstalten Fürsorge zu treffen. " 11 

Entsprechende Bestimmungen finden sich in den jeweiligen Länderge set­
zen. Für die Krüppel wurde eine entsprechende Regelung z.B. durch das 
Preußische Krüppelförsorgegesetz von 1920 12 oder das Bremer Geset z von 

1925 verfügt. Gleichzeitig wird die erbgesundheitliche Bedeutung der Inter­
nierung durch umfassende Meldepflichten deutlich . Die Vereinheitlichung 
des Behindertenrechts erfolgte zunächst nach dem 1. Weltkrieg im Kriegs­
opferrecht. Die Vereinheitlichung der Armenfürsorg e wurde mit der Verord ­
nung über die Fürsorgepflicht von 1924 (RFV) 14 , in denen die Reichsregie­
rung ermächtigt wurde, einheitli che Grundsätze zu erla ssen , und schließlich 
durch die Grundsätze zur Bestimmung und Gestaltung der Fürsorge (RGr) 
erreicht. 15 

In § 11 RGr wird die Anstaltspfleg e zwar eingeschränkt auf diej enigen , 
die besonderer Maßnahmen bedürfen und die entweder freiwillig oder durch 
Gesetz untergebracht worden waren , die. Praxis war aber eine zunehmende 
Internierungspolitik. Diese wurde über eine relativ weitgehende Definition 
der Anstaltsbedürftigkeit und der nahezu fehlenden Unter stützung des Lebens 

außerhalb err eicht. 

,.§ 11. Die Hilf e kann i11 Geld, Sachlcistu11g oder persü11lic/1er 1/ilfe beste· 
hen und in off ener oder geschlossener (A11stalts·)Pjlege gewährt werden. 
In einer An stalt oder einer fr emd en Familie soll der Hilfsbedürftig e 11ur 
unt ergebracht werden, wenn sein körperlicher, geistiger und sillli cher Zu · 
stand besondere Maßnal,m en zur Heilung, Pflege oder Bewal,rung erf<Jr· 
dert. Z wangswe ise darf dies nur geschehen, we1111 ein Gesetz es gestal tel. " 16 

- ,.Ein heimb edii1ftiger Krüppel ist ein inf<J/ge eines angeborenen oder er• 
( '7 \ worbenen Nerven• oder Kno c!,en- und Gelenkl eidens. in dem Gebrauch 
\::} seines Rum pf es oder seiner Gliedmaße n behind erter Krank er. bei welchem 
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die Wechselwirkung zw ischen dem Grad seines <.;ebrechens einschließlich 
sonstiger Krankh eiten und Fehler und der Lebenshaltung seiner Umge­
bung eine so ungünstige ist, daß die ihm verbleibenden geistigen und kör­
perlichen Kräft e zur höchstmöglichen wirtschaftlichen Selbständigkeit 
nur in einer Anstalt entwickelt werden könn en, welche über die eigens fiir 
diesen Zweck notwendige Vielheit ärztlich er und pädagogischer Einrich­
tungen gleichzeitig verfügt. " 17 

- ,,Das staatlich-bürokratische Fürsorgewesen hat es nahezu unmöglich ge­
macht , daß sich wie in England auch in Deutschland ein so starker Geist 
der Selbsthilfe unter den wirtschaftlich Schwachen entwickeln konnte. 
Der Deut sche hat sich daran gewöhnt, seine Wohlfahrt bei der Polizei, bei 
dem Staat e oder in der Produktion von Sozialgesetzen zu suchen, anstatt 
überall, wo die Kräft e unt er den Notleidenden vorhanden sind, diese 
Kräfte zu ökonomische r Selbständigkeit zu organisieren. Man entschied 
sich fiir den anderen Weg: die Hilfsbedürftigen in den städtischen Asylen 
und Armenhäusern zu konzen trieren, wodurch der Allgemeinheit natur­
gemäß ein unprodukti ver Posten im Jahreshaushalt erwuchs. " 18 

„Es ist fiir die Volksgesundheit von größter Bedeutung , daß aus dem 
Volkskörper das Ungesunde ausgemerzt wird. ... Durch geeignete Anstal ­
ten werden sie allmälilich aus dem Volke herausgezogen und können 
durch St erilisie,ung oder Asylierung unschädlich gemacht werden. " 19 

Die Gegenüberstellung der vier Zitate macht den relativ kurzen Weg von 
der gesetzlichen Fixierung der Anstalt sunterbringung als· einer Hilfeart , der 
Definition des anstaltsb edürftigen ,Personenkreises , der faktischen Konzen ­
trat ion in Anstalten und dem Ziel der Ausmerzung der Ungesunden durch 
Sterili sation und Asylierung zur Euthanasie deutlich. Die' ökonomischen 
Argumente von Perl gegen Anstalt en wurden dabei zu guten Argumenten für 
die Vernichtung : 

„Das Wort Nietzsches: , Was jdllt. das soll man auch noch stoßen ', wird 
im 11ationals>JZialistischen Staat ernst genommen. ,Es wäre nich t richtig, 
wenn die i(!I völkisc/Jen Si1111e Untüchtigen in Palästen untergebracht 
wären, während Jic Tüchtigen in solchen Hütt en und Behausungen woh­
nen, daß der me11schlic/Je Wert geschädigt oder gefdhrdet wird. 'f,Die na­
tionalsoziaUstische Auffassung geht dahin, daß die öffe ntlichen Mittel für 
die Erhaltung der wertvollen Volksgenossen eingesetzt werden müssen, 
daß aber im übrigen die öffe ntliche Fürsorge auf das Allernotwendigste 
zu beschränken ist, und daß in solchen Fällen nach Möglichkeit die freie 
Wohlfahrtspflege Pflege und Bewachung in einfachster Form zur Ve1jii­
gu11g .Helfen soll. ··20 
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Die Minimierung der Pfl egeko sten führ te zun ächst zur Umverte iJung der 
Leb ensmittel auf die noch arbeitsfähig en In sassen, dann zur Beseitigung der 
, wertlosen Volksgenoss en'. Das Recht auf Pflegehilf e hatt e seinen Endpunk t: 
,Der Pflicht zu sterben ' erreicht . 

Im Oktober 1940 wurde die vorl äufige Schlußfa ssung eines Euth anasie­
gesetzes vorgelegt, das die Vernichtung von An stalt sinsassen legitimieren 
sollte . Der ,Personenkreis wurde in §§ 1 und 2 beschr ieben , die noch im Wort­
laut überliefert sind : 

,,§1. Wer an einer unh eilbaren, sich oder andere stark belästigenden oder 
sicher zum Tode führend en Krankh eit leidet, kann auf sein ausd1iickliches 
Verlangen mit Genehmigung eines besonders ennächtigt en Arzt es St erbe­
hilfe durch einen Arzt erhalten. 
§2. Das Leben eines Krank en, der infolge unh eilbarer Geisteskrankheit 
sonst lebenslänglicher Vtrwahrung bedürfen würde, kann durch ärz tliche 
Maßnahm en, unm erklich fiir ihn beendet werden. " 2 1 

Als Anregung für Durchführungsbestimmungen empfi ehlt der Gut achter 
und Tötungsarzt Dr. Eber!: 

.,Jeder Insasse einer Heil- und Pflegeanstalt, der sich länger als 2 (? siehe 
meine Bemerkung oben) Jahre in der An stalt befind et, und bei dem eine 
Entlassung nicht bevorsteht , muß dem R eichsbeauftragten mitt els eines 
vorgeschriebenen Formulars gem eldet werden . ... Die Ent scheidungen der 
einzelnen Gutachter gehen dann dem R eichsbeauf tragten zu, der seiner­
seits die endgültige Ent scheidung triff t. Der Reichsbeauftragte hat eigene 
Heil- und Pflegeanstalten in seiner Verwaltung, in denen die Patienten, 
die unt er das Gesetz fallen, aufgenomm en werden. Dort erfolgt dann die 
Beendigung des Lebens der unt er das Gesetz fallenden Menschen . .... " 22 

Angesichts der „Aktion T4 " , in der m ehr als 100 000 behinderte und 
pflegeb edürftig e Menschen verni cht et wurden , ist das Euthanasi egesetz als 
eine Station , und zwar als Endpunkt einer langen Entwi cklung , einzuordn en . 
Wie dur ch zahlrei che histori sche Belege untermau ert , wurde nach 1945 
weder person ell r.och ideologi sch mit dieser Entwi cklung der Aussond erung 
gebro chen, dere n Endpunk t lediglich die Euthana sie war. Die rechtliche 
Au sgestaltung des Pflegerecht s hat diese Entwi ckJung wesentl ich m it vorbe­
reitet und liefert auch heut e noch ent scheidende Regulator en für die Lebens­
möglichk eiten Pfl egea bhängiger . 
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„Die unberechenbare Endlichkeit des Lebens etwa wird so weit es geht 
ausgegrenz t und die Beweise der körperlichen Verletzlichkeit werden aus­
gesondert. Denn: Wer täglich daran denkt , daß sein alltägliches Abs tram­
peln durch Tod oder Behinde,ung (und das wird gleichgesetz t) sinnlos 



gemacht werden kann, ist weniger motiviert zum Abrackern . An solchem 
ist Ges_ellschaft, besonde rs Leistungsg esellschaft, aber interessiert. " 23 

Nach dem 2. Weltkrieg galten die Fürsorgebestimmungen des Deutschen 
Reiche ~ zunächst weiter. Die Anstalten wurden mit den überlebenden Behin­
derten und Pflegeabhängigen wieder aufgefüllt. Mit dem ,Gesetz über die 
Änderung und Ergänzung fürsorgerechtlicher Bestimmungen' wurde 1953 
die Reichsfür sorge-Verordnung (RFV) und die Reichsgrundsätze (RGr) ge­
ändert. 24 Für Blinde wurde in § 11 f RGr eine Pflegezulage in Höhe des Zwei­
fachen des für sie maßgeblichen Richts atzes eingeführt , mit der Obergrenze 
der Pflegezulag e für Kriegsblinde nach dem 1951 verabschiedeten Bundes­
versorgungsgesetz. Sogar bei Anstalts- oder Heimunterbringung sollte ihnen 
ein Teil dieses Mehrb edarfs verbleiben . 25 Damit nahmen die Blinden unter 
den Behind erten oder Pflegeabhängigen eine Sonderstellung ein. 

Mit dem Körperbehindertengesetz von 1957 26 erfolgte die Ablösung 
zahlreicher landes- und reichsgesetzlicher Regelungen der „Krüppelfürsorge ' 

-.. - -------· _ _,..,,_ 
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und die Kodefizierung eines Anspr'uchs auf medizinis che und berufli che Re­
habilitation. Bestimmungen über die Hilf e zur Pflege wurd en nich t übernom­
men. Sie blieb weiterhin Bestandt eil des Lebensunt erhalt es nach § 6 a) RGr27 

Damit wurde die Hilfe zur Pfleg e aus dem sich ent wickelnd en Rehabil ita­
tionsr echt herausg enommen und als davon unt erschiedener An spru ch behan­
delt. 

Bei der Verabschi edung des Bundessozialhil fe gesetzes (BSHG) 196 1 28 

wurde die Hilfe zur Pflege als eigenst ändiger Unt erabs chnitt I O neb en de r 
Eingliederungshilfe (Unt erab schnitt 7) und Blind enhilf e (Unt erab schnit t 9 ) 
verankert. Die Blindenhilfe sah ein paus chal es Blind engeld von 100 ,- DM 
bei unter 18jährigen , dana ch 200 ,- DM vor (§ 67 Abs. 2 BSHG) . Der gleich-

ze itige An spruch au f_ Hilfe zur Pflege wegen Blindheit wurd e au sgeschl ossen . 
Die Hilfe zur Pflege in den §§ 68, 69 BSHG sah bere it s die meisten der heut e 
noch vorge sehenen Lei stung en vor 29 : 

1. Hilfsmitt el zur Erleicht erung der Beschwerd en 
( § 68 Ab s. 2 S. 1 BSHG ), 

2. Angemess ene Bildungsm ögichk eiten und kultur elle Anr egung en 

(§ 68 Abs . 2 S. 2 BSHG ), 
3. Aufwendungsersat z oder Beihilf en für nachbars chaftli che Pflege 

(§ 69 Ab s. 2 S. 2 BSHG) , 
4 . Pfl egegeld von 100 ,- DM für Hilflos e, die älter als 3 Jahr e ·sind 

(§ 69 Ab s. 3 S. 1 BSHG) , 
5. Erh öht es Pflegegeld bei auße rgewöhnli cher Pflegebedürf t igkeit 

(§ 69 Ab s. 3 S. 2 BSHG) , 
6 . Kostener satz oder Beauft ragung e iner Pflegekraf t 

(§ 69 Abs. 5 BSHG). 30 

Mit dem 2. Änd erung sgesetz vom 14. Augu st 1969 wurd e lediglich das 
Pflegegeld auf 150 ,- DM angehob en. Das 3. Änd erun gsgesetz vom 25. März 
197 4 nahm zu sätzlich die Übern ahm e der Kos ten für die Alt erssicherung der 
Pflegekra ft auf, erh öht e das Pflegege ld auf 180 ,- DM und dy namisiert e den 
Betrag dur ch Anko pplun g an die Erhöhun g der Bemessun gsgrundl age in der 
Rente nversicherun g der Arbe iter (§ I 255 Abs. 2 Reichsversicherun gsord­
nung , RVO ), senkt e die Alt ersgrenze f~r den An spru ch auf l Lebe nsjahr und 
führt zu sätzlich ein Pflegege ld für Schwerstb ehind ert e nach § 24 Abs. 2 BSHG 
in Höhe der Pflegez ulage für Blind e nach dem Bund esversorgung sgesetz 
( BVG) ein. Bei teilstatio närer Unt erbrin gun g wurd e die Möglichk eit einer 
angem essenen Kürzun g vorgesehen. 3 1 Diese Erweiterun g der Hilfe zu r Pflege , 
13 Jahr e nach Vera bschiedun g des Gese tzes , blieben die letz ten Verbesse­
ru ngen d ieser Ansprü che. 

Ab 198 0 wurde das BSHG zum bevo rzugten Kürzungso bjekt im Rahm en 
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von Haushaltsstruktur- und -begleitgesetzen . Durch das 2. Haushaltsstruktur­
gesetz (2. HStrG) vom 22. Dezember 198132 wurde die Gewährung von Bei­
trägen zur Alters sicherung auf Fälle begrenzt, in denen keine anderweitige 
Sich erstellung erfolgt. Wesentlich einschneidender war jedoch die zunächst 
vollständige Anrechnung der Blindenhilfe nach § 67 BSHG oder anderer 
Rechtsvorschriften (z.B. da s Blindengeld nach Landesgesetzen) , auch wenn 
die Pflegebedürftigkeit nichts mit der Blindheit zu tun hatte und einen zu­
sätzlichen Bedarf darst ellte . 33 In Absatz 4 wurde das Pflegegeld betragsmäßig 
auf 276,- DM bzw . 750,- DM bei außergewöhnlicher Pflegebedürftigkeit 
bis zum 31. Dezemb er 1983 festgeschrieben, so daß nicht einmal eine An­
passung an die Preis ste igerungsrate erfolgte. Die Anrechnung der Kosten für 
eine Pflegekraft auf das Pfleg egeld wurde auf 50% festgesetzt. ,,Durch das 
Sozialgesetzbuch X 3. Abschnitt (dieser Abschnitt enthält die Vorschriften 
über die Bestimmung und Wirksamkeit von Verwaltungsakten , d .Verf.) vom 
4. Novemb er 1982 (BGBI 11450) wurde der erst durch das 2. HStrkG einge ­
fügte Abs. 3 S. 4 rückwirkend vom 1. Januar 1982 an , dahingehend geändert , 
daß für die Aufrechnung ein stufenweises Verfahren eingeführt und zugleich 
- auch in der Endstufe der Anre chnung - eine volle Anrechnung ausgeschlos­
sen wurde ." 34 Dennoch konnt e bis Ende 1983 25%, bis Ende 1984 50% 
und ab 1985 jetzt 70% abgezogen werden. Diese Maßnahme trifft zwar nur 
einen relativ klein en Personenkreis , diesen aber umso härter. 

Das Haushaltsb egleitgese tz 1983 vom 20. Dezember 1982 (BGB! 11857) 
schob die Anpassung des Pfleg egeldes um ein weiteres halbes Jahr bis zum 
1. Juli 1984 hinau s, kopp elte es aber an die Erhöhung der Versorgungsbe zü-
ge nach § 56 BVG wieder an. 35 ' 

In den sechziger Jahren wurden in den meisten Bundesländern Landes­
blindengesetze verabs chiedet , die ein einkommensunabhängig'es und vermö­
gensun abhängiges Blindengeld vorsahen . In Berlin , Rheinland -Pfal z und Bre­
men wurde eine gemeinsame Re~lung für Blinde und Schwerstbehinderte 
geschaffen. In Bremen wurde 1972 ein Landespflegegesetz (LPG) geschaf­
fen36, das für deM Personenkreis der Blinden und Schwerstbehinderten nach 
§ 24 Abs . 2 BSHG ein betr agsmäßig gleiches Pflege- bzw . Blindengeld vor-

"-sah, wie nach dem Bund essoz ialhilfeg esetz, dies es aber ohne Einkommens-
und Vermögensanrechnung gewährte. In der Beschreibung der Zw eckbe st im­
mung liegt aber der wesentli che Unterschied . Nach § 1 LPG stellt das Lan­
despfl egegeld eine Leistung „zu m Ausgleich der durch ihre Behinderung be­
dingten Mehraufw endung en" dar. Diese Zielbestimmung ist also wesentlich 
weiter gefaßt als „Warten und Pflege " nach dem BSHG . Der Ausgleich wirt­
schaftlicher Nachteile entspricht den Grundsätzen des Versorgungsrechts 
und markiert den Übergang von der Nothilfe zum Nachteilsausgleich. Gleich­
zeitig stellt der allgemeine Anspru ch für diesen kleinen Personenkreis der 
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Begünstigten den zentralen Reformg edanken im Rehabilitationsrecht der 
70er Jahre in den Vordergrund : den Übergang vom Kausalitätsprinzip zum 
Finalitätsprinzip. Die Abhängigkeit des Anspruchs von bestimmten Versi­
cherungs- oder versorgungsrechtlich definierten Schadensereignissen (Scha­
densursache) entfällt zugun sten der ausschließlichen Orientierung auf die 
sozialen Folgen (Schaden sfolge). Das Bremer Gesetz war als Vorstoß ge­
dacht , um später in einer entsprechenden Bundesgesetzgebung aufzugehen. 
Die ökonomische Krise und die damit politi sch durchgesetzt e Einkommens­
umverteilung ließ für solche Reformprojekte keinen Raum mehr , sowohl im 
Bereich der Bundesgesetzgebung als auch bei den Ländern. Auch der Bremer 
Senat versuchte jetzt , das eigene Gesetz durch eine lange Reihe von Anrecl1-
nungsmöglichkeiten auf den Anspruch zu kassieren. Nach scharfem Pro test 
der Betroffenen in der Deputationssitzung wurde lediglich die Festschreibung 
auf 750 ,- DM und eine abgeschwächte Widerrufsmöglichkeit in das Gesetz 
aufgenommen. 37 

Obwohl in ·§ 3a BSHG der Vorrang ambulanter Hilfe vor einer stationär en 
Unterbringung neu aufgenommen und festgeschrieben wurde, aus dem Pfle­
gebericht der Bundesregierung eindeutig das f ehle!] ausreichender ambulan­
ter Hilfsangebote und vor allem seine finanzielle Absicherung zu ersehen ist 
und alle Fraktionen im Bundestag die gegenwärtige Situation , daß Pflegebe­
dürftigkeit unweigerlich zur Sozialhilfebedürftigkeit führt, als unhaltb aren 
Zustand bezeichnen , werden mit Ausnahme des Gesetzentwurfs DER GRÜ­
NEN kein e angemessenen Schlußfolg erungen daraus gezogen. Nach wie vor 
führt Pflegeabhängigkeit zur sozialen Deklassierung, werden Heime und An­
stalten mit Leuten gefüllt , die ihr Leben in Freiheit nicht finanzieren und 
organisieren könn en, und wird der in ~ 10 SG B 1 - AT garantie rte Anspruch 
auf Eingliederungshilfen nicht eingelöst. 38 

Zusammenfassende Thesen: 

1. Bis zum Ende des Mittelalter s wurde für Pflegebedürftige in den Familien, 
in Klöste rn und Spitälern und mit Almosen gesorgt. 

2. Nach der Reformation wurde in Kirchen- und Armenordnungen die Ver­
gabe von Almosen stark reglementiert und an den konkr eten Nachwei 
der Hilfsbedürft igkeit gebunden. 

3. Die Unterstützung der Hilfsbedürftigen wurde häufig auf die Versorgung 
111 Armen-, Kranken- und Siechenhäusern begrenzt und so die verstärkte 



Int ernierung der Pflegebed ürftige n bew irk t. 

4 . Im 19. J ahrhund ert fa nd eine we itere Dif fe renzi erung der Pflege abh ängi- -
gen sta t_t : in Akut-Kr a nk e, die in Krank enh äusern , 

in Alte, d ie in Alt enh eimen und Arm enh äusern , 
in Beh inde rt e. die in spezie llen Anst alt en 

nac h $c hi~o-igun gsty pen d ifferenz iert , unt ergebrac ht wurden . 

5. Der An spru ch au f Pfle geh ilfe wurd e gleichze itig in der Für sorgeg ese tzge­
bun g nor m iert und überwiege nd als Anst alt spOege gewährt . 

6. Die An sta lt spfl ege wurd e als Vor aussetzu ng der Verni chtung „ lebensun ­
wert en Lebens„ im Natio nalsoz ialismu s genut z t. 

7. Nac h de m 2. Weltkri eg wurd e die Ansta ltspfl ege wied er aufgenomm en 
un d mit den üb erlebend en diese Einri chtung en gefüllt. 

8. Das Recht auf Hilfe zu r Pfl ege wurd e von dem sich entwi ck elnd en Reha­
bilit ation srecht abge tr ennt und erst 196 1 als eigenständig er An spru ch im 
Bund essoz ialhilf egesetz vera nk ert. 

9. In der ersten Hälft e der i Oer J ahr e sollt e die Pfl egehilfe im Rehabilit ations­
rec ht einb ezogen werde n. Es bl ieb aber be i einze lnen Länd ergese tze n für 

einen kle inen Perso nenkr eis . 

10 . Es fehl t an den rechtli chen und fin anziellen Vor aussetzun gen , ein selbst­
best im mt es Lebe n auße rha lb vo n Heimen und An stalt en allen Pfl egea b­
hängige n zu ermög lichen. Das Bund espfl egegese tz DER GR ÜNE würd ~ 
die Vora ussetzun gen s haffe n. 

Horst Frehe 
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der Gemeinschaf t. insbeso nd ere im Arbei tsleben, zu sichern ." 

25 



Gegen die Aussonderung -
Das Bundespflegegesetz der Grünen 

Diskrimini erung , Einschränkung und · Ausgrenzung von einzelnen oder 
ganzen Bevölkerungsgrupp en kennze ichnen die Wirkung etablierter Politik. 
Die Anstrengung en der bestehend en Randgrupp en, sich von ausgrenzenden 
Motiven und Mechanismen zu befreien und ein gleichberechtigt es Leben zu 
führen, sollen von grüner Parlamentsarbeit Unterstützun g erhalten. Dies gilt 
für die Bemühungen der emanzip atori schen Behindertenbewegung genauso 
wie für die Int egration sarbeit alter Menschen. 

Das System von Sonderkind ergärten, Sonderschulen, beschützenden 
Werkstätt en, Berufs sond erausbildung , Pflegeheimen, Altenheimen, psychia­
tr ischen Anstalten usf. ist in den Jahren nach dem Zweiten Weltkri eg zuneh­
mend intensiver gefördert und ausgebaut worden, so daß die Bundesrepubl ik 
Deut schland heute über ein weltweit fast einzigartiges Sonderbehandlungs­
system für behind erte un d - weniger perfektioniert - für alte Menschen ver­
fügt. 

Die Grünen kriti sieren, daß dieses Sondersystem Integration und Förde­
rung nicht erreicht hat. Das beweist unt er anderem die unverhältnismäßig 
hohe Arbeit slosenquote Beh inderter oder die Tatsache, daß alte Menschen 
- einmal jn ein Pflegeheim eingewiesen - dieses kaum lebend verlassen. Iso­
lation und Ausgrenzung dieser Bevölkerungsgrupp en bestehen nach wie vor. 

Der Verdacht , daß Sondereinrichtun gen Aussonderung nicht überwinden, 
sondern nur verwalten und erhalten, läß t sich bei genauerer Analyse nur all­
zuleicht beweisen. 
Gegenwärtige Sozialpolitik muß neue Wege eines sozial abgesicherten und 
einbezogenen Lebens aller Menschen einschlagen. Das vorliegende Bundes­
pflegegesetz ist dabei ein Schritt , per bei einem besonderen Notstand an­
setzt : Denn die Aussonderung in Pflegeheime geschieht auf Dauer und meist 
für den Rest des Lebens. 

1. Warum wird überhaupt ausgesondert? 

Um in unserer Leistun gsgesellschaft anerkannt und geachtet ,.u werden, 
ist es nötig, dal~ der Mensch leistungsfähig, stark, intelligent , beweglich , 
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ästhetisch und potent im weitesten Sinn ist. Zusammengefaßt machen diese 
Eigenschaften den Idealtypus unseres Kulturkreises aus. Er ist kaum erreich­
bar , nicht wirklich und,doch wirksam und anziehend. Ihm nahe zu kommen 
ist - mehr oder weniger bewußt - unser aller Ziel. Anerkennung , Achtung , 
die Einschätzung als mehr oder weniger „wertvoller" Mensch messen sich an 
unserer Nähe zu den Idealwerten. 

Die Illusion der Erreichbarkeit dieses Ideals setzt enorme Anstrengungen , 
enorme Arbeitsleistungen frei und motiviert darüber , daß das stete Mißlin­
gen nach Kompensation ruft , Konsum und Wachstum. Beides sind zentrale 
Interessen einer kapitalistischen , industrialistisch verfaßten Leistungsgesell­
schaft und der von ihr am meisten profitierenden Kräfte. 

Gleichzeitig wird tabuisiert , was diese Werte offensichtlich unerreichbar 
macht und damit alle Anstrengungen in Frage stellt: Behinderung und Tod . 
Das Bild von den Eigenschaften eines Behinderten setzt sich in unserer Ge­
sellschaft aus den jewejls in das Gegenteil verkehrten Werten des Idealbild es 
zusammen. Der Behinderte ist somit das Gegenbild der zentralen Ideale un­
serer Gesells chaft. Behindert zu werden , das ist „ das Schlimmste , was einem 
pas sieren kann ", es wird gefürchtet wie der Tod . Genauso bedeutet alt zu 
werden eine allerdings unvermeidliche Entfernung von den ersehnten Werten , 

was oft heftige seelische Kri sen produziert. 
Die Tabuzone Behinderung wird nun durch den Aussonderungsapparat 

abgesichert. Behindert e werden als personifiziertes Symbol der körperlichen 
Verle tzlichk ei t , als unüb erse hbarer Beweis dafür , daß jeder selbst unversehens , 
dem gesellschaftlichen N ga tivbild zugehören kann , verdrängt, und zwar um 
so konsequenter , j e norm ab weichend,er , je bedrohlicher sie sind. Endstation 
ist da s Pfleg eheim . 

Wo sich Alter nicht verklären läßt , wo es als Siechtum und Gebre chlich­
keit , als Le iden und Elend erscheint, erfä hrt es das gleiche Schicksal der Ver­

drängung und Aussond erung . 
Aussonderung, Verdrängung und Ausgrenzung erzeugen die Notwendig­

keit der Rechtfertigung . Das negative , an sich beschämende Verhalten der 
Gesellschaft wird deshalb beschönigt und positiv verklärt. Behinderte und 
Alte seien, heißr--es, am liebs ten unter sich und in ihren ~inrichtungen am 
besten versorgt, würden dort speziell gefördert und seien dabei vor Hohn 
und Spott bewahrt. Re cht fertigu ng und Realit ät sind abe r zwei verschiedene 

Dinge. 

2. Alternativen gegen die Aussonderung 

Das Bundespfl egegesetz wird die Aussonderung behinderter und alter 
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Menschen nicht letztlich verhindern . Und kein Gesetz kann Int egra tion er­
zwingen. Aber viele Gesetze verhindern Eingliederung erfolgreich , die heu tige 
Regelung der Pflegefinanzierung ist ein Beispiel dafür. Sie begün stigt Pfl ege­
heime , sie macht das Betreiben von Pflegeheimen zu einem profitablen Ge­
schäft für Wohlfahrtsverbände und „Sozial " -Konz ern e. Und sie hält damit 
Behinderte und Alt e in der Tabuzone Pflegeheim fest. 

- i 

~ J 1 1 . ' . · 1 -· 1 t 

, II II II l LI„I 11 II' llill !! ;: !: 

1:;11:. ":~ '::1~ lii~liilliil ~.:: 1 ii 
. ' il . . 

·•.; ·:·~ ~ ,,_,._ ...,_,., ~ .• 

11 • • 

II U 

Eine alternative Regelung , die nicht wenigstens die schlimm ste Bedro­
hung, die größte Abweichung in der Aussonderung beläß t , wird erbi tt ert en 
Wider sta nd erze ugen . Für öffe ntli che Diskussio n, gar für Empör ung wird die 
Forderung de s vorliegenden Gesetzentwurfs nach einer Beendigung der öf­
fe ntli chen F inanzie rung von Pflegeheimen nach dem 31. Deze mb er 1995 
sorgen . Diese Ford erun g bedeutet faktisch eine Auflösung der meisten bishe­
rigen Pflegeheime ab diesem Zeitpunkt - und damit eine festgeschriebene 
Zeit endgü ltiger Enttabui sierung und Konfront at ion mit den Behind er ten 

und Alten. Es geht den Grünen - und vielen Initi a tiven von Pflegebedürfti­
gen - mit diesem Ge setzentwurf um die Rückgabe des Konflikt s um Anders-
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sein, Behindertsein, Altsein , Verrücktsein in die Quartiere, die Nachbarschaft, 
an den Arbeitsplatz! Wer diesen Konflikt scheut, fordert zwangsläufig die 
Aussonderung der Pflegebedürftigen aus der Gesellschaft, in die Asyle, Ghet­
tos und die modernen Lager. 

Anhand des bereits im Vorfeld der Formulierung dieses Gesetzentwurfes 
erkennbaren Widerstandes lassen sich aber auch die Motive der Aussonde ­
rung i_n dieser Leistungsgesellschaft ins Gespräch - und vielleicht in Bewe­
gung - bringen. 

Dabei sichert das Bundespflegegesetz dem einzelnen Betroffenen, der 
noch und eventuell schon lange Jahre im Pflegeheim lebt, zu, daß diese not­
wendige Diskussion nicht zu seinen Lasten geht . Im Gegenteil: lnsgesan:it -
geht es ja darum , d~n Pflegebedürftigen die Verfügungsgewalt über sich selbst 
wieder zu verschaffen . Denn so bedauerlich es ist, daß das Heimleben (schon 
nach kurzer Zeit) selbst bestimmtere Alternativen für die meisten Heiminsas­
sen unlebbar und beängstigend macht , so muß diese Situation im Einzelfall 
berücksichtigt werden . Mit diesem Gesetzentwurf werden die Ängste der Be­
troffenen ernst genommen . 

Die Forderung nach „Auflösung der Pflegeheime" steht jedoch nicht 
allein , vielmehr : Entscheidend ist der Gleichklang von Abbau der Pflegehei­
me und Aufbau der ambulanten Pflegealternativen bis zum Jahr 1995 . 

Die teils negative Erfahrung mit einer - alternativlosen - Auflösung psy­
chiatrischer Großkliniken , wie sie beispielsweise aus manchen Regionen Ita­
liens vorliegt , führt im vorliegenden Gesetzentwurf zu Regelungen, die einen 
(im übrigen sehr arbeitsplatzschaffenden) enormen Ausbau .ambulanter Pfle- ' 
gehilfen und humanerer Wohnmöglichkeiten für pflegebedürftige Menschen 
zwingend vorsehen . Vorrang vor kommunalen Angeboten sollen - im Sinne 
des alten Grundsatzes der „Subsidiarität" - nach den Vorstellungen dieses 
Gesetzentwurfes der GRÜNEN jedoch nur solche Initiativen ' genießen, in 
denen Pflegebedürftige selbst oder in Zusammenarbeit mit anderen Bürger/ 
innen Entscheidung und Verantwüftung tragen . Das Gesetz stellt damit eine 
Absage an die im Regelfall entmündigenden , die Aussonderung verwaltenden 

' \ 
Wohlfahrtsverbände und private Sozialunternehmen auf Profitbasis dar. 

Nur durch Mehrinvestitionen über einen gewissen z Jitraum können Alter-
' nativen zur Heimpflege ent wickelt werden . Das Bundespflegegesetz schafft 

hierfür die gesetzliche Grundlag e. 

3. Die Diskussion um die Neuordnung der Pflegefinanzierung 

Mittlerweile wird allgemein anerkannt, daß die gegenwärtige sozialrechtli­
che Absicherung der Leistungen bei Pflegebedürftigkeit äußerst mangelhaft 

29 



ist. Seit Mitte der siebziger Jahre gibt es daher eine lebhafte Diskussion über 
die otwe ndigkeit einer gru n regenden NeuregelÜng der Finanzierung be i 
Pflegebedürftigk eit. Der Anstoß zu dieser Diskussion kam dabei vor allem 
aus zwei Richtung en. Die örtli chen und überö rtlichen Sozialhilfet !lig~_r, die 
über §§ 68, 69 Bund essozialhilfegese tz ( SHG) die weitaus meisten Pnege­
kosten zu tragen haben, sind der hierdurch ent stehende n finanziellen Bela­
stung immer weniger gewachsen und verlangen entweder-vom Staat oder vqn 
den Sozialversicherungen einen Beitrag zu diesen Kosten. Die Heimt ·· er . 
vor allem die Träger von Altenpflegeheimen, stehen vor dem Problem. daß 
wegen der steigenden Heimko sten immer weniger alte Menschen aus ihrer 
Rent e oder sonstigen Einkommen die Finanzierung der Heimpflege selbst 
übernehmen könn en. Für die mitt el- und langfristige Konsolidierung ihrer 
Einrichtung en haben daher auch die Heimträger ein starkes Interesse nach 
sozialrechtli chen Neuerungen. 

Tat sächlich ist die Situation höchst unbefri edigend. Denn während eines 
wegen Behandlung sbedürftigk eit nct ·: ·r ndigen Krank enhausaufenthaltes 
übernimmt die Krankenversicherung sämt liche Kosten ohn e Anrechnung c.les 
Einkomm ens oder von Unterhaltsansprüchen des Patienten. Rr i I lnterbrin­
gung in einem Pflegeheim hat die/der Pflegebedürftige hingegen sein/ ihr ge­
samt es Ein.kommen e111zusetzen und seine/ ihre Kinder oder Eltern können 
ebenfalls zur Finanzierung herangezogen werden, so daß ihr/ ilun zur Befrie­
digung persönlicher Bedürfnisse nur noch ein geringe Taschengeld verbleibt. 

.. W~gen des demographisch bedingten Anstcigens der Zahl der Pnegcbc­
durft~e n_ und der steigenden Kosten vor allem im Heimbereich wurde deshalb 
eine Reihe sozialrechtli cher Modelle disku tiert . die im Kern auf die gleiche 
Frage hinausliefen : Wieviel an finanziellen Mitteln ist die Gesellschaft bereit, 
für die Pflegebedürft igen zur Verfügung zu stellen? Zumal allgemein aner­
kan nt war, daß die familiäre Pnege die weitgehend unentgeltlich vor allem 
von Frauen geleiste t wird - nicht einfach als billiger Er atz für die Heimpflege 
in Frage kommt. 

Die allgemeine Einsicht in die otwendigkeit, eine euregelung zu schaf-
fen fiel j edoch m·t • ·k · s 1· ·k · s · lb · J ' 1 c111cr zunehmend rcstr1 t1ven parpo 111 1111 oz1a erc1c 1 
zusamm en. So setzte die oziallibera le Koalition zu nächst einmal auf Zcitge­
Wllln. Man riehtete die Bu~ä,.Q_ d~r-Arbeitsß.!J,Lppe ,Aufb~u .!;!nd F ·naJJL.iC:_ 
run!_ ambu lanter und stat ,o „r PfJe edienst( .:_ein und gab eine Untersu­
chung"ütre ·• nzahJ und Situation zu Hause lebender Pnegebedürftiger' · in 
Auft rag. 

Parallel dazu gründeten sich in vielen Städten ambu lant e Pncgcdicnste als 
Selb5thilfegrupp en Betroff ener, die ~usdrücklich eine Alternative zur Heim­
unt erbringung in der Praxis aufbauen wollten unc.l 1.um Teil sehr erfolgreich 
arbeiten. 
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Die Untersuc hung der Situation Pflegebedürftig er hatte näm lich gleichzei­
tig gezeigt, daß im am bulan ten Bere ich eine z.T. katastrophale Unterversor­
gung der Pflegebedürftigen besteht und entgegen der weit verbreiteten M~i­
nung vom (zu) enggeknüpft en sozialen Netz etwa 40% der Bedürftigen keiner­
lei öffe ntli che Pflegehilfen erhalten, sondern allein von der Familie , Nach- / 
barn , Freunden , Verwandt en, fast durchweg von Frau en, zum Nulltarif 
versorgt werden. 

Vor allem der SPD blieb es durch den Regierungswe chsel ,,erspart ", die 
drängenden Pro bleme .der Pflegebed ürftigk eit einer Lösung zuzuführen . Die 
neue Recht skoa lition nahm dagegen in ihre Koalitionsvereinbarung die Ab­
sichtserklärun g auf, eine sozialrech tliche Neuregelung für den Bereich der 
Pflegebedürftigkeit zu schaff en. 

Die Vorste llungen der B'undesregie mn g - Nichts soll sich ändern 

Ohwohl in der Koalition svereinbarung der Bundesregierung vorgesehen 
ist , daß die sozialrechtli che Absicherung der Pflegebedürftigk eit vorangetrie­
ben werden soll, sieht das nach dem Bericht der Bunde sregierung „Zu Fragen 
der Pflegebedürftigk eit' · vom August letzt en Jahres ganz anders aus. Nach 
wie üblich eingehender Prüfung ist die Bundesregierung zu der Überzeugung 
gekom men, ,,daß derzeit ei ass, de Neuregelun oder eine rund e-
gende Ä nderun el>~ len Sicherun s,~..,.,......,.nicht in Betra :un.t. ' 
Eine Neurege lung durch eir Pflegegesetz des Bundes das durch den Bund 
finanziert würde, scheidet aus finan zpolitischen Gesichtspunkten aus. 

Auch der Aufbau einer eigenständigen Pflegeversicherung im Rahm en der 
gesetzlichen Krank enversicherung ist nicht realisierbar , weil die damit ver­
bundenen Probleme, insbesondere die Finanzierung kurzfr istig nicht lösbar 
ist". Pflegebedürftigk eit soll also auch weiterhin das persönliche Probl em der 
hiervon Betroff enen sein. 

Stattdessen wird von der Bundesregierung „e in Bündel von Einzelmaß­
nahmen•· vorgescl:tl,agen: 

a) Unterstl.itzu n der h:iusl.i.d.te.tL Pflcg_e Jun .:h die gese.tzJiche Krankenversi-
cl1.eJung. 

Dabei soll vor allem die here it hestehcnJ e Möglichk eit der häusfichen Kran­
kenpflege ausgebaut werden, indem z. B, auch hauswirt schaftliche Versorgung 
mit einbezogen wird. Der Haken hei dieser „Verbesserung .. : auch weiterhin 
soll die Krankenversicheru ng nur bei „ Behandlungsbed ürftigke it" , al o wenn 
ärzt liche Maßnahmen not wendig ind. wständig sein. Das trifft aber gerade 
auf die weitaus meiste n Pflegebedürfti gen nicht zu. An der Prax i wird sich 
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somit nichts ändern. 

')( b) Steuerliche Entlastungen für Pflegebedürftige und Pflegende . 
Dies kann natürlich von vornherein nur denjenigen zugute kommen , die über­
haupt Steuern zahlen - und da natürlich den ßesserv erdien enden relativ 
mehr nützen. Z um anderen ist an eine Verb esserung garn icht gedacht :w-e il 
die Bundesregierung die bisher geltenden Vorschriften in §§ 33-33b Ein­
kommenssteuergesetz für ausrei chend hält. 

c) Maßnahmen im Wohnungswesen . 
Dies_3 edeu t_et vor allem ~teu : rerleichterungen für E~enheime , wenn die 
Aufnahme von Pflegebedürftigen aüs der Familie (vorwiegend alte Menschen) 
beabsichtigt ist . Deutlich e Tendenz auch hier: die Familie soll wieder stärker 
an der Erbringung der Pflege beteiligt werden - natürlich unentgeltli ch und 
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ohne wese ntliche Unterstützung durch Sozialleistungen . 

( d) Verbesserung der personellen Situation von ambulanten Diensten . 
Dies ist der .merkwürdig ste Vorschlag der Bundesregierung , weil er von vorn ­
herein nur die verbessect.e...E.inbeziehung_vo!LABM-Maßnahmen der Arbeits­
ämt er und von Zivildienstl eistenden oder Prakt ~inn en vo rsieht wofür 
die Bund esregierung aber nach eigener Einschätzung gar mch f zustä~dig ist. 
Die Bund esanstalt für Arbeit und die Bundesl änder sollen aber entsprechend 
beeinflußt werden. Gerade die Bundesländer und vor allem die Gemeinden 
die heute über d ie Sozialhilfe die meisten Pflegekosten der öffentliche~ 

Hand bereits tragen und davon entlastet werden wollen, werden natürlich 
nichts zur Verbess erung der Situation tun. Schon gar nicht , wenn sich der 

Bund aus „fi nanzpolitischen " Gründen drückt. , 
,e) Forschung . . 
Um den Eindruck zu erwecken , man kümmere sich um ein bestimmtes sozial­
politisches Problem , ist die Vergabe eines Forschungsauftrag es immer nütz­
lich . Dabei kommt nichts heraus , aber man hat für wenig Geld viel Zeit ge­
wonn en und kann das Problem damit auf die lange Bank schieben. 

Fazi t : Der Bundesregierung ist die Lage der Pfl egebedürftig en völlig egal, 

Steuergeschenke an ohnehin schon Begüterte sind ihr wichtiger als die Behe­
bung wirklicher, täglich neu entstehender Not und Armut. Die Familien sol­
len wieder stärker belastet werden, was natürlich auch gleichzeitig heißt , daß 
die Frauen wieder verstärkt un entgeltlich gesellschaftlich not wendige Arbeit , 
im „privaten " Bereich verri hten sollen. Auch ein bemerkenswerter Beitrag 

der CDU/CSU/FDP zur Familienpolitik, 

Privatversicherungen entdecken das Geschäft mit der Pflege 

Während die Sozialpolitik er in Btmd und Ländern über sozia lrechtliche 
Neuregelungen für Qen Bereich der Pflege red en, hat die privat e Versiche­
run gswirtsc haft bereits gehandelt. Die ersten pri vaten Kran j<enversicherun ­
gen bieten Tarif e n.ir die Absicherung der Pflegekos ten vor allem im Alter 
an . Für einen Monatsbeitrag von 2,30 bis 9,60 DM Ge nach Alter des Ver­
sicher ten) wird die Auszahlung eine Pflegekosten -Tagegeldes von 10,- bis 

50,- DM versprochen . 
Ganz abgesehen davon , daß dieser Tagessatz natürli ch in aller Regel die 

osten in keiner Weise deckt, wird er vor allem auch bei Heimunt erbrin gung 
ezahlt , während bei häuslicher Pflege nur zwe i Fünftel des Pflegeko sten­

agegeldes ausgezahlt werden. • 
Privatversic herung en sind zudem an die Gesetze der Versicherungsmathe-
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matik und der Ri sikoberechnung gebund en. Sie woll en m it ihr en Versiche­
rungen Geld verdienen und dies muß aus dem Beitr agsaufkomm en der Ver­
sicherten finanziert werd en . Für von Geburt an P_flege e -ürftige wird dah er 
in ti en Privatver s·c w~ in Pla tzscin . Ein e wirklich e Absicherun g 
aller Risiken kann über eine priv ate Ver sicherung nicht err eicht werd en . 

Dennoch ist bereits jetzt abzus ehen , daß interessiert e Kreise mit Hinweis 
auf die Möglichkeit der „priva ~ Vorsorge "~ n ein e sozialrechtli che Neu­
re un lädieren werden. Wenn es <lamm geht , die öff entlichen Finanz en 
von der Belastung durch Sozialleistungen zu befrei en, war schließlich noch 
kein Argument zu dumm. 

Pflegeversicherung auf Kosten der Pflegebedürftigen -
zu den Vorschlägen des Deutschen Vereins 
für öffentliche und private Fürsorge 

Der Deutsche Verein für öff entliche und privat e Für sorge hat im Oktob er 
'-"""' ' 

~ ine Vorschläge für die Einrichtung einer Pfl e eversic erun der Öf-
fentlichkeit vorgestellt. Dana ch sollen alle diejenigen Mitglieder der Pflege­
versicherung werden , die jet z t schon in der gesetzli chen Krankenv ersicherun g 
versi chert sind . ~ wären bere~ s _6,9% d~ Bevölk erung nich versi che nt. 

Wichtig er ist aber , daß e tun en enthalte sol l wer_!Il inde tens 
15 Jahre versichert war. Damit scheide weitere 3 1 % der Pfl egebedürfiig e 
au s dem L eistuiig soezu g von vornh erein au s, so daß etwa 4 0% von der Yer­
sicher_u_ngslö sung des DV nach seiner eigen en Berechnun g nicht erfaß t wären. 
Für die se Pflegebedürffig en wäre auc weit erhin die Soz ialhil fe zuständig . 

Aber auch bei denj enigen, die Leistung en aus der Versicherung erhalt en, 
würd e sich nur wenig änd ern . Dies wird vor allem bei der station ären Pflege 
deutlich . Hier soll en nur die rein en Pflegekosten übernomm en werd en, nicht 
aber die sogenannten Hot elko sten wie Verpfl egung , Unt erkunft etc. , die 
auch weiterhin vom Pflegebedürftig en selbst oder ersatzweise der Soz ialhilfe 
getr agen werden sollen. 

Bei einem angenomm enenDur chs~hnitl spfl egesatz von 70,- oder 80 ,- DM 
tägli ch kommt der DY selbst bei e iner Bete iligung der Pflegeversicherung 
von 2/3 od er 3/ 5 hi eran zu e iner monatlichen Selbstb ete iligung des Pflegebe­
dürf tigen zwischen 690,- und 960,- DM. Nur wer ein Einkomm en hat , das 
erheblich über diesen Beträg en liegt, wäre nicht mehr auf Soz ialhilfe ange­

wiesen . Nach den eigenen Zahlen des DY liegt der Ant eil derjenig en, die un­
ter die ser Einkomm ensgrenz e liegen, bei fast 30%. 

Nac h and eren Berechnung en würd e sich d iese Pflegeversicherung über­
haupt erst bei einer angenomm enen Rent e zwischen 1100,- und 1400,- DM 
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positiv auswirken , also nur bei 20% der Männer und gar nur 4% aller Frauen . 

Der einzige „Vorteil" der Lösung des DV liegt also zum einen bei der 
- wenn auch geringen - Entla g_de ozialhilfe von Pflegekosten und 

d~~ Absicherung der Heimfinanzierung. Die Heimträger und die Sozialhilfe­
trager könnten von dieser Lösung profitieren, die Vorteile für die Betroffe­
nen. dagegen wären denkbar gering . Auch weiterhin müßten die meisten die 
Sozialhilfe in Anspruch nehmen und das, obwohl sie mindestens 15 Jahre 
Pflichtbeiträge in eine Sozialver;icherung gezahlt hätten. Der Bevölkerung 
wird nur schwer klarzumachen sein, warum sie jahrelang Beiträge zahlen 
soll, nur damit die öffentlichen Kassen und die Heimträger entlastet werden, 
die eigene Situation im Falle eines Falles aber genauso schlecht aussieht, wie 
bisher schon . 

Der Vorschlag des Deutschen Vereins zeigt in aller Deutlichkeit, daß eine 
LöSung der Probleme bei Pflegebedürftigkeit nicht über einen neuen Zweig 
der Sozialversicherung zu lösen ist, sondern nur ein Leistungsgesetz wie das 
von den GRONEN vorgeschlagene in Betracht kommen kann, wenn es wirk­
lich um die Verbesserung der Situation der Pflegebedürftigen geht. 

Noch einmal: E~twurf einer Pflegeversicherung 

Auch der Hessische Sozialminister Clauss hat am 4.2.1985 einen Gesetz­
entwurf vorgelegt, der Grundlage für eine Initiative der SPD-regierten Län- , 
der im Bundesrat sein soll. Darin wird die Schaffung eines -neuen Zweiges 
der Sozialversicherung zur Absicherung ,gegen das Risiko der Pflegebedürftig­
keit befürwortet. 

Obwohl dieser Entwurf von allen Kon zepten der etablierten Parteien und 
Verbände unseren Vorstellungen jedenfalls im Bereich der zu erbringenden 
Leistungen am nächsten kommt , leidet er unter erheblichen Mängeln. Zum 
einen ist auch hier eine sozialye ·c1:te1:ungsreGhtliche Lesung vorgesehen . 
Das bedeutet aber nichts ,; nderes, als daß die Finanzierung vorwiegend über 
die Beiträge der Versicherten läuft. Zudem sind durch Einführung der übli­
chen Beitragsbem essungs e ezieher beso ci,e.r ho ink0mmen rela 
tiv weniger belastet. Bei der von un s vorgeschl:..genen Finanzierung über das 
S eueraufkommen wird gerade diese Ungerechtigkeit vermieden . 

Zum anderen sieht auch der Entwurf von Clauss w! iterhin die sta UQJiäre 
Pflege als Möglic ~!»<"'-"""""' Ebenso wie beim Deutschen Verein für öffentli ­
che und private Fürsorge sollen in diesem Falle allein die einen Pflegekost en 
übernommen werden , während die Unterhaltskosten vom Pflegebedürftig en 
allein gezaluf werden sollen . Dies führt ebenso wie bei den Vorstellungen des 
Deut schen Vereins dazu , daß nur sehr wenige der Heimbewohn er echt e Vor-
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teile au s einer solchen Regelung z iehen kön nt en, weil berei ts die Unt erh alts· 
kost en im Heim da s Einkommen in der Regel aufzehre n . 

Außerd em soll en die Pfl egeleistung en nach den Vor stellun gen des Hessi• 
seh en Sozi alminist ers als sogenannt e Sachl eistun gen erbra cht werd en. Der 
Pfleg ebedürftig e hat also einen An spruch dir ekt auf die Leist un g un d nich t 
etwa auf einen Geld ersatz . Abgesehen davon , daß bereits h ierdu rch das Selbst • 
bestimmung srecht de s einzelnen eingeschr änkt werden kann , soll dem Selb st· 
bestimmung srecht nur Rechnun g getrag en werd en, wenn dies mit den Grund · 
sätz en der „Not wendigk ei t" und „Wirt schaf tlichk eit " vere inb ar ist. 

Das geplant e Pflegeg eld soll nur bei Schw er• und Schw erstpflegebedürft i· 
en gezahl werd en und vorwiegend dazu best im ein die Famili en zu 

Pfl ege anzuhalt en. A uch hi er taucht also wie der das bereit s von der Bund es­
reg ierung fav ori siert e Mod ell der Famli enpfl ege auf. Wir me inen dagege n , die 
wirkli ch frei e Wahl der Wohn · und Lebensum ständ e darf dem Pflegeb edürft i· 
gen nich t we iter vor enth alt en werd en. 

Allen di esen Vor schlägen ist gem einsam , daß sie vor all em eine fin anz ielle 
Entl ast ung der öffe ntli chen Hau shalt e anstreb en - etwa du rc h Erh ebun g 
von Beitr ägen zu emer Versicherung - und die Aus sond erun g in Heime und 
An stalt en nicht gene!;'.11- ~ aff en sond ern nur bi llige,!_!!lach en wollen. 
Alle Ent wfufe betonnen zwar den Vorrang der ambul ant en Versorgun g, hal­
ten aber die Möglichk eit der Heimunt erbringun g we iterhin offe n. Man meint , 
die Heime zur Au ssond erun g best immt er Grupp en noc h imm er zu brauchen . 
Dad ur ch ent ste ht di e große Gefa hr , daß ambul ant e VeLSo ~gy_ng-nm -dann e­
währt wird , wenn sie billi er is u ii[° Hejmunt erl5ringung dal]n vo rgez ogen 
wir , wenn sie wegen des Grades der Pflegebedür ftigkeit vo rdergrün dig weni• 
ger zu kos ten scheint. 

4 . Der Gesetzentwurf der GRÜNEN 

Der vo rliege nde Gesetze nt wur f der G RÜNEN für ein Bund espflegegese tz 
geht dagegen von gru ndsä tz lich andere n Überlegun gen aus. Ziel des Ent wurfs 
ist es, die Situatio n der Pflegebedürft igen grundl egend zu verb essern und für 
die po liti sche Disku ssion e in Modell anzu bieten, das d iesem Z iel we itgehend 
gerech t wird . Hier stehen nicht ku rz sichti ge fin anzpoliti sche Erwägun gen 
oder d ie Sorgen der Heimt räger im Vord ergrund . Die Situati on der Pflegebe­
dürf tigen so ll vielm ehr m it grundl ege nd en Neurege lungen in eine Richtun g 
verb esse rt werd en , die ihr Selbstb estimmung srecht beto nt und die gese ll• 
schaf tliche Aussond erun g j edenfa lls für diese n Bereich bekämp ft. Diesem 
Ziel dienen d ie fo lgend en Schwerpunkt e des Bun desp flegegese tzes : 
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l. Grundsatz der Einheitlichkeit und Gleichbehandlung 

Alle Formen und alle Grade der Pflegebedürftigkeit so11en in einem ein­
heit lichen Gesetz geregelt werden. Ob Krankheit , Behinderung oder hohes 
Lebensa lter Ursache der Pflegebedürftigkeit sind, die Leistungen sind in je­
dem Fall bei gleicher Bedar fslage auch in gleichem Umfange zu gewähren . 
Die Erwe iterung der Art des leistungsbeg i ündenden Hilfebedarfs( § I Abs . I 
des Entwurfs) ebenso wie des Umfangs (§ § 3 und 5) stellt sicher , daß eine 
beda rfsa ngep aßte Leistung sgewährung ermöglicht wird. Schließlich ist auch 
die vom Pfleg ebedürftigen gewählte Form der Pflege - also insbesondere die 
Frage , ob er/sie sich von Familienangehörigen oder anderen Personen helfen 
läßt - unabhängig für Art und Umfang der Leistung(§ 1 Abs. 4). 

II. Bund esleistungsg esetz statt Versicherungsl ösung 

Der Gesetzentwurf ist als Leistungsgesetz konzipiert , das gegenüber der 
Versi cherungslösung vor allem zwei Vorteile hat: Erstens wird es steuerfi ­
nanz iert , wodurch einkommensstarke Bevölkerungsgruppen zur Finanzierung 
verh ältnismäßig mehr beitragen , was dem Gebot der Solidarität und sozialen 
Gerechtigk eit entspricht. Zweit ens sind die Leistungen nicht von einer versi­
cherung srechtli chen Mitgliedsch af t abhängig, sondern werd en allein bei be­
stehendem Bedarf erbracht. Allein dieses Modell ist geeign et , das allgemeine 
Leben srisiko der Pfleg ebedürftigkeit gerecht und für alle erträglich und be­
darf sgere cht abzusichern. 

III. Stärkung der Verfügu ngsgewalt der Pflegebedürftig en über sich selbst. 

Die Pflegele istung en bleib en in ihrer Zielse tzung nicht m ehr auf die rein 
phy sische Existenzerhaltung besc hr änkit, sbndern dien en der Ermöglichung 
eines selbstb esti mmt en Lebens in der Gemeinschaft. Eine Aussonderung ist 
durch geeignete Maßnahm en zu verhindern (§ 1 Abs . 3). Ebenso der Stär ­
kung der Verfügungsg ewa lt über sich selbst und damit der Selbstv era ntwort ­
lichkeit dient im ambulanten Bereich die Betonung der abstrakten, allein am 
Bedarf orientierten Leistung en Pflegege ld und Unterstützungsgeld (§ § 3, 4) , 
die es der /m Pflegeqed ürfti ge n erm öglichen sollen, die notwendig en Pflege­
le istung en selbst zu organisieren und sich zu beso rgen . Schli eß lich dient die­
sem Ziel auch de~rundsätzliche Nachrang der Pflege in Pfl egeheim en, die 
nur auf Wunsch dcs/ r Pflegebedürf tigen gewä hrt werden soll und bis 1995 
zei tlich begrenzt ist. 

/ V. A bschajji1ng d-er Pflegeheime ab 1995 u11d 
Aufbau ambu lant er Pjlege/Jilfe11 bis 1995 

Pflege in Pflegeheimen wird nur bis zum Jahr e 1995 gewälu-t. danach nur 
noch in Ausn ahmefällen . Diese Rege lung ist no twendig , um die Heimunter ­
bringung PflegebeJürf tiger uuf Dauer wirk sam 1.11 verhindern . Als notwendig e 
Alt ernativen müssen alle Möglichk ei ten der ambu lan ten Ver sorgung au ge-
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baut werden, insbesondere die Wohngruppenpfl ege, vergleichbare Modelle 
und die massive Förderung von allgemeinem Wohnraum für Pflegebedürftige 
(§ 5 Abs . 3 und 4) . Der im Gesetzentwurf vorgeschriebene flächendeckende 
Aufbau ambulanter Pflegehilfen und „ normaler " Wohnmöglichk eiten für 
Pflegebedürftige soll zum selben Zeitpunkt (1995) wie der Abbau der Pflege­
heime sichergestellt werden. Die Kommunen haben ambulante Pflegehi lfen 
und Wohngruppen vorzuhalten , vorrangig vor den Kommun en sind nur ent­
sprechende Initiativen von Pflegebedürftigen selbst oder · von Initiativ en zu 
fördern , in denen Pflegebedürftige entscheidend beteiligt sind (§ 5 Abs . 5 
Satz 2). Damit sollen die Kommunen angehalten werden, die Selbsthorgani­
sation zu unterstützen , anstatt sie wie bisher zu behind ern bzw . soziale Dien­
ste (,,subsidiär") den Wohlfahrtsbürokratien zu überlas sen . 

Durch ein zeitlich genau fixiertes Auslaufen der Heimpflege , die sich im 
Gegensatz zu anderen stationär erbrachten Sozialleistungen in aller Regel als 
eine dauerhafte und nicht nur vorübergehende darst ellt , soll ein ansonsten 
nicht bestehender Druck auf die Leistungsträger und alle im Sozia lber e ich 
Tätigen ausgeübt werden , wirkliche Alternativen zum Heim zu entwickeln. 
Zur Überprüfung dieser Entwicklung dient der in § 6 Abs . 6 vorgesehene Be­
richt der Bundesregierung, die dem Gesetzgeber die Möglichkeit geben soll, 
eventuell notwendig werdende weitere Maßnahmen ·zu ergreifen. Eine ver­
gleichbare Berichtspflicht läßt sich auch auf Länderebene vorsehen, hierzu 
sind in den Ländern entsprechende Initiativen zu ergreifen. 

Eine Heimpfl ege entspricht niemals den Vorst ellungen von einem „ nor­
malen " Leben und ist daher auch im Pflegebe reich nicht mehr zei tgem äß. 
Um Härten für Pflegebed ürftige zu vermeiden , soll auch über 1995 hinau s 
Heimpfl ege für diejenigen erbracht werden, die bereits in einem Heim woh ­
nen und dieses nicht verlassen wollen(§ 6 Abs. 4 Satz 2). Ein übergangswei­
ser Aufenthalt in einem Heim ist auch weiterhin mögli ch(§ 7) . Präzise Ab­
grenzungen, , was ein Heim und was eine Wohngruppe ist, bleiben einer No­
velle der Heimgesetzgebung vorbehalten , die ein Jahr nach Inkrafttr eten des 

Bundespfiegegesetzes spätestens erfolgen soll(§ 6 Abs. 5 ). 

Diese Regelung schafft weder die bestehend en Sondereinrichtungen für 
alte und behinderte Menschen noch auch nur die Pflegeheim e völlig ab. Sie 
soll aber sichersteUen, daß eine öffentlich finanziert e Aussonderung in Pfle­
geheimen grundsätzlich nicht mehr stattf indet. Der Gleichklang von Abbau 
der Pflegeheime und Aufbau der all\bulanten Pflege ist ein Herzstück dieses 
Gesetzentwurfs . 

V. Einrichtungen von P/7.egekommission und Pfiegeombud sfrau/mann 

Die Pflegeko mmi ssion soll sicherstellen (§ 12), daß auch im Verwaltungs­
verfahren die berechtigten Inter essen der Pflegebedürftig en gewahrt bleiben 
und daß erfahre ne Personen, insbesondere selbst Betroff ene, an der Entschei­
dungsfindung beteiligt werden . Eine solche Beteiligung von Bürgern an staa t-
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liehen Entsc heidung en ist nichts grundsät zlich Neues. Sie ist im arbeits- und 
soz ialger ich.tlichen Verfahren ebenso gegeben wir beispielsweise im Anhö­
run gsausschuß nach hessischem Landesr echt. Pflegeombudsfrauen /männer 
(§ 13) sollen ein außerhalb des Verwaltungsverfahr ens angesiedeltes , unbüro ­
krati sches und eigenverantwortli ches Prüfungs- und Anwaltsrecht durch 
eine/ n un abhängige/ n Vertrauensfr au/mann sicher stellen . 

' 
VI. Vorläufige Leistungen bei Verfahrensverzögero.ng 

Pflegeleistun gen sind kein Lux us, sondern unbedingte Notwendigkeit , um 
die element aren Lebensb edürfnisse der Betroffenen sicherzustellen . Durch 
Verzögerungen im Verfahr ensablauf können sich dahe r Härten für die/ den 
Pfl egebedürftig en ergeben, wenn er sich währ enddess en ohne entsprechende 
Leistun gen beh elfen muß . Deshalb sind im Geset zentwurf im Rahmen gewis­
ser Fri stre gelungen vorläufig e Leistung en vorgesehen (§ 11 Abs . 3) . 

V/l. Leistungen sind einkomm ensunabhängig 

Einkomm ensgrenzen sind für die Leistung en nicht vorgesehen . Dies recht­
fertigt sich daraus , daß Pflegeb edürftigk eit ein Lebensrisiko ist , das in seinen 
finanziellen Auswirkung en - ebenso wie die Krankh eit in der gesetzli chen 
Krank enversicherung - gänzlich von der Solidargemein schaft aller Staatsbür­
ger getragen werden sollte. · 

-----

Andr eas Jürgens 
Oliver Ta/mein r 
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Ambulante Dienste . .. nicht mehr in Heimen leben 

Ambul ant e Dien ste (AD) , das sind Einri chtun gen, d ie Hil fe leistu nge n für 
pfl egeabh ängige Menschen (Alt e und /od er Behind ert e) anbi eten . End e der 
70er J ahr e wurd en die er st en AD von Selbsthil fe initi ativen aufgebaut , um 
den Betroff enen ein selb stb estimmte s Leben auße rh alb von Heimen und 
Famili e zu ermöglich en . Mittl erweile ex istieren AD in fas t allen größe ren 

St ädte n der BRD - die m eist en Grupp en der Behind ert enb ewegun g haben 
den Schw erpunkt ihrer Arb eit auf AD gelegt . Auf dem Gesundh eitstag 1984 
in Bremen stellten sich AD aus verschi edenen St ädt en mit ihren Mode llen 
und Sch wierigk eiten vor. 

Ihr gem einsam es ema nz ipato ri sch es Konze pt basiert auf ;;:ier Prin z ipien , 
deren Realisierung allerding s mit unt erschied! ichen Modellen versucht wird : 

A - Der Hilfsbedarf wird vom Pfl egea bhäng igen j e nach seineQ/ illren Bedürf ­
ni ssen und Wünschen zeitmäßig und umfangmä ß ig selbst bestimmt , weil die 
Behind erten selbst die be sten Exp ert en für ihr e Beh inderun g sind . 

1- - Die Pflege wird von Laien erbracht , um fachli cher Überb ehütun g und 
Therapi sierung entg egenzuwirk en. 

'3 - Außer der Vermittlung gewisser Grundk enntni sse wird die Hilf skraft vom 
Pfl egea bh ängigen selb st angelei te t. 

1\ - Der/die Pfl egea bhän gige bezahlt die Hilf skr af t nach e inem festgese tz ten 

Stund ensatz dir ekt , um damit das phy sische Abh ängigke itsverhältni s ein 
Stück weit au szugleichen. 
Ind em d ie Betroffen en für die erbr acht en Leistun gen zahlen , wird es ihn en 
erlei cht ert , ,An sprü che hin sichtli ch der Au sführung der Hilf e anzu melden 
und dur chzus etzen . 

Die Erbringung von Pfl egelei stung en in Form von AD bedeut et a ber vor 
all en Ding en , daß Pflegea bhängigke it n icht mebr e ine Abh ängigkeit von strikt 
ze itli ch geregelten verwaltung ste chnis chen Maßn ahm en impli z iert. Einer 
,,He imordnung " brau ch t sich nicht m ehr unt ergeo rdn et zu werden . 

Zwickmühlen mahlen 

Gemeinsam es Probl em aller AD ist , daß ihr emanz ipa tori sches Konzept 
(Pfl egeab hängigen ein selbstb estimmt es Leben auße rhalb vo n Heimen und 
un abhängig von der Famili e zu erm öglichen) , der gegenwärtig en Soz ialab­
baup o litik tot al entg egensteht , da es nicht auf Billigke itserwägun gen basiert. 

Die sich darau s erge bend en Fin anz- und Kapaz itätsprobl eme ste llen die 
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Realisierung 1.hres Konzepts in Frage. 
Gleichzeitig ergibt sich für die AD in der gegenwärtigen sozialpolitischen 

Lage, berfürchten zu müssen, für staatliche Sozialdemontage mißbraucht zu 
werden. Da die ambulante Versorgung pflegeabhängiger Menschen in einem 
gewissen Rahmen billiger sein kann als stat ionäre Unterbringung , ist die am­
bulante Versorgung im Gesundheitswesen nämlich mittlerweile auch zum 
Reizth ema staatlicher Sozialpolitik geworden. So versprechen Geißler und 
Co. ,,Mehr Geld für die häusliche Pflege" nach dem Motto: Da kann man 
doch mal sehen, daß Humanität und Wirtschaftlichkeit nicht im Gegensatz 
zueinander stehen müssen. 

Zwei Reserven sollen sparen helfen 

In dem jüngsten Bericht der Bundesregierung zu Fragen der Pflegebedürf­
tigkeit zeigt die Bundesregierung auf, in welchem Maße und unter welchen 
Bedingungen sie die AD in ilu Sparkonzept einzuspannen gedenkt. 

Unter der geplanten Maßnahme „Verbesserung der personellen Situation s-L 
von ambulanten Diensten " versteht sie, neben der Schaffung weiterer Stel- , e,x} 
Jen durch Arbeitsbeschaffungs-Maßnahmen (ABM) und dem Einsatz von 
ZDLern und FSJlern (FSJ - freiwilliges soziales Jalu) , vor allen Dingen den 
Einsatz „vieler ehrenamtli cher Helfer" . Ganz deutlich heißt es dann auf der 
Seite 46 „Die Bundesregierung hat mit der Aktion ,Reden ist Silber - Hel- , 
fen ist Gold', mit der sie zu r Förderung privater Selbst- und Nächstenhilfe 
aufgerufen hat , im übrigen ein Zeicher,i für den hohen Stellenwert , den sie 
ehrenamtlichen und freiwilligen Helfern in allen sozialen Bereichen zumißt , 
gesetzt." 

Die andere Hilfsquelle, auf die die Bundesregierung in iluem Sparkonzept 
setzt, ist die Familie: ,,Die Bundesregierung sieht, in welchem Maße Fami­
lien mit der Pflege belastet sein können. Sie stellt mit ausdrücklicher Aner­
kennung fest, daß ein hoh er Antei l von Pflegebedürftigen zu Hause, von An­
gehörigen und Bekannten gepflegt wird. Sie geht davon aus, daß der bisheri­
ge Antei l der häusiTchen Pflege auch in Zukunft erha lten bleiben und wenn 
möglich er h ö ht werden sollte." 1 Die Begründung :,, ... weil es nach Auf­
fassung der Bundesregierung menschlich und vernünftig ist,-daß Pfiegebe­
dürft ige die Zuwendung ihrer Angehörigen erfah.ren ... Die Versorgung der 
häuslichen Umgebung ist darüber hinaus im allgemeinen auch kostengünsti­
ger.,. 

Die Funktion bezahlter AD-Arbeit besteht nach die em Konzept darin, 
,,Fa miliemrngehörige, Freunde und Nachbarn , die Pflegebedürftige betreuen, 
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... bei ihrer selbstlosen und schweren Aufgabe" zu unt erstütz en, ,,damit die 
Pflegenden von heute nicht die Pflegebedürftigen von morgen werden." 

Daß die Rechtsregierung mit diesem Konz ept in keinst er Weise von ihrer 
Aussonderungs- und Ghettoisierungspolitik abrücken wird , brau cht nicht 
erahnt zu werden , sondern kann im gleichen Bericht nachgelesen werden : 
„Die Bundesregierung betont zugleich , daß die station äre Versorgung einen 
festen Platz im System der Versorgung Pflegebedürftiger : hat und behalt en 
wird. " 
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Die finanzielle Substanz bedrängt die konzeptionelle 

Vor diesem Hintergrund sind der Einlösung der politischen Konzeption 
der ambulanten Dienste - die Realisierung größtmöglicher Autonomie der 
Pflege abhän.gigen bei angemessener Bezahlung der Helferarbeit - enge Gren­
zen gesetzt. 

So scheitert die Selbstbestimmung der Pflegeabh ängigen bezüglich ihres 
Bedarfs und Umfangs an Hilfe gegenwärtig in den meisten Fällen daran , daß 
die wenigsten über die notwendigen finanziellen Eigenmittel verfügen. Die 
meisten Kunden der AD haben Ansprüche gegendas Sozialamt oder andere 
Kostentr äger. Diese machen ihre Zustimmung zum angemeldeten Bedarf 
aber vom Kostenumfang abhängig . Für die Betroffenen bedeutet das : je bil­
liger die Hilfskra ft, desto größer die eigene Autonomie . 

Wollen die AD ihren Ansprucl1 , selbstbestimmtes Leben zu ermöglichen, 
nicht aufgeben , sind sie gezwungen, möglichst billige Hilfeleistungen anzu­
biet en , was für einen AD außerordentlich schwierig ist. Denn während sta­
tionäre Einrichtungen ihr e gesamten Organisationskosten über die Pflegesätze 
abr echnen könn en, bekommen die AD nur ihre Personalkosten für Pflege­

kräfte rechtssicher finanziert. Die übrigen Betriebskosten müssen sie irgend­
wie zusammenkratzen. 

Die ambulanten Dienste haben den Anspruch, nicht nur Ergänzung für 
die gängige Heimunte rbringung zu sein. Vielmehr wollen sie eine echte Alter­
native bieten , die die Massenpflege bestehend er Institutionen ersetzen soll . 
Gegenwärtig hängt die Reali sierung dieses Ansatze s vom Good-Will der So­
zialämter ab. Damit da s Sozialamt ,mit spielt ' und die Pflegeabh ängigen nicht 
ins Heim abschi ebt , müssen sich die AD in eine Solidargemeinschaft einlas­
sen: Mit dem Sozialamt wird au sgehandelt , was die leeren Kassen des Sozial ­
budgets noch zulassen . 

Gegenwärtig liegt die durchs chnittlj_che Verhandlungsbereitscha ft der Ko­
stenträger in Höhe des Betrag es für einen mittleren Heimplatz , d .h. die AD 
werden so gezwunger\ , billiger als Heime zu arbeiten (womit wir bei Geißlers 
Intere ssen angelangt___wären ... ). 

Hinzu kommt, daß sich in nicht wenigen Städten ein Markt für ambulante 
Dienstleistung en entwi cke lt hat. Nämlich auch die große n Wohlfahrt sverbän­
de, die schon an Heim en verdien en, haben das Gebiet des amtiulanten Ver­
sorgung ssyste ms für sich entdec kt. Freilich steckt dahint er keine emanzipa­
tori sche Erke nntni s, wie der, daß e in selbstbe stimmt es Leben Pflegeabhängi­
ger nur auße rhalb von Heime n und unabh ängig von der Famlie möglich ist. 
Den n ab ulant e Dienst leistung en werden nicht als ausschließ liche Alternative 
zu m Ghetto Pflegehe im erb racht. sondern nebenbei und nur in Teilbereic 
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(nur Haush alt od er nur Grundpfl egebereicl:!., so daß Schul- un d· Beru fsbeglei­
tung sowie Hilfe im Fr eizeitge staltun gsber eich we fa llen) angeboten . Da ein 
eman zipatorisches Konzept fe hlt , ist au ch die angebo tene P flege eine quali­
tativ andere , so arbeiten die Wohlfahrtsv erb änd e auch mit unb eza hlt en fre i­
willigen Helf er/ inne /n ; bei Ausfall einer Hilfskr af t wird willkürli ch eine and ere 
geschickt. Generell hat der/ die Pfl egeabh ängige nicht die Möglichk eit , sich 
die Helferperson selbst auszu suchen . Die Verwaltung Pfl egea bhängiger wird 
so auf ambulanter Eben e - wenn auch in einem weit geringeren Au sm aß als 

im Heim - weiterbetri eben. 
Daß die Wohlfahrt sverb änd e kein Inter esse an ein em quantit a tiven und 

qualitativen Ausbau der ambulanten Dienstl eistun gen haben , wird deutli ch , 
wenn mensch Heime einmal unt er betri ebswirt schaftli chen Ges ichtspunkt en 
betr acht e t. Au s ihn en läßt sich nämli ch ein nicht unb eträc htli cher Gewinn 
erwirtschaft en : Heime arb eiten nach dem sogenannt en Ko sten-Deck un gs­
prinzip , d.h. all e entst ehend en Ko sten werden durch den Pflegesa tz wieder 
hereingeholt . 

Dabei ergibt sich die Höh e de s Pflegesat zes nicht all ein au s den laufend en 

Betri ebskost en , sond ern auch Kr edit- und Abs chreibung skost en fließe n in 
die Ge staltung der Pflegesä tz e mit ein. Die Einri chtung eines Pfl egebett es 
ko stet derzeit im Durch schnitt zwischen 120 000 und 150 000 DM, die j ähr­
lich mit 3, 5% abg eschrieb en werd en könn en. Monatlich wirkt sich das auf 
den Pfle gesatz mit Betr ägen von 350 ,- bis 437 ,50 DM aus. 

Für den Fall eines Heimes mit 240 Bett en, deren Einri chtun gskos ten be i 
120 000 DM liege n, bedeut et da s: Allein au s den Ab schr eibun gsko sten wer­
den j ährli ch 1 00 8 000 DM über die lau fe nd en Betri ebsko sten hin aus erwirt ­
schaft e t. 

Aber auch aus den reinen Betri ebsko sten lasse n sich Gew inne erz ielen : 
Um das Prinzip der Betri ebsri siken zu m indem , wird der Pfl egesat z nicht auf 
der Grundl age e iner I 00 %igen Belegung, sondern einer 95%igen kalkuli ert. 
Die Betri ebsko sten des Heimes mit 24 0 Bett en sind dan ac h be i einer Bele­
gung mit 228 Bett en gedeckt. Fakti sch bes teht ab er das Belegun gsrisiko ge­
genwärti g nicht , da aufgrun d des unzul änglichen Au sbaus ambul ant er Dienst­
leistung sangebo te die m eisten stati onären Einri chtun gen Wart elisten haben . 
Bei einem mon a tlichen Pflegesa tz von\ 2400 DM des o .g. Heimes bring en die 
12 be i der Kalkul a tio n nicht berücksichti gen Bett en demn ach einen zu sätz­
lichen Gew inn von 345 000 DM pr o Jahr. 2 

Im Gegensatz dazu sind ambul ante Versorgungse inrichtun gen für die 
Wohl fahrt sverb änd e Zu schu ße inri chtung en . Dennoc h haben sie sich te ilwe ise 
in di esen Bere ichen e ingekling t , denn sie haben frühze itig erkannt , daß am­
bul an te Versorgung im Gesundh e itswesen in Zeite n „ leere r Soz ialbud ge ts" 
zu einem sozia lpo liti schen Re iz th ema wird , bei dem es recht ze itig mitzumi -
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sehen gilt. 
Da sich die Wohlfahrtsverbände im Gegensatz zu den AD nicht über die 

ambulante Hilfeleistung finanzieren müssen, können sie die Preise der AD 
allemal unterbieten , wenn sie wollen, und stellen damit eine harte Konkur­
renz für die AD dar. 

Für die Hilfskräfte der AD bedeutet diese Situation , Arbeit unter frühka­
pit alistischen Bedingungen zu erbringen . Der durchschnittliche Stundenlohn 
in AD betr ägt derzeit 10,- DM, der niedrigste Satz liegt bei 3,- DM plus 
Anfahrtskosten. Von den auf dem Gesundheitstag anwesenden AD beschäf­
tigten alle den Großteil ihrer Hilfskräfte unterhalb der Sozialversicherungs­
grenze, d.h . zu der niedrigen Entlohnung kommt noch eine miese arbeits­
und soz ialrechtlich e Situation hinzu . Der Kreis der Hilfskräfte und Ange­
stellten setzt sich aus wenigen ABMlern und vielen Studenten , Schülern und 
Arbeit slosen einerseits und FSJ!ern und Zivildienstleistenden andererseits 
zusammen. 

Gegenwärtig kommt kaum ein AD ohne den Einsatz von ZDLern aus, da 
diese die billigsten Pflegekräft e sind. Die anwesenden AD waren sich jedoch 
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darüber im Klaren , daß die Organisierung von AD mithilfe von Zivildienstlei­
stenden nur eine Notlösung sein darf , die Erbringung wichtiger gese llschaf t­
licher sozial er Dienstleistungen dur ch Zwangsv erpflicht ete abzulehnen ist. 
Denn sowohl für den ZDL als auch für den/ die Pfl egeab hängige/ n ist die dem 
Zivildienst zugeordnete politis che Funktion diskrimini ere nd : Zivildienst als 
Strafe für die Kriegsdienstverweigerung an der Waff e, als Disziplini erun gs­
maßnahme und Bewährung sprob e des sozia len Gewi ssens ...:.. der/ die Pfl ege­
abhängige als Prüfstein . 

Dennoch können die AD auf den Einsatz von Zivildi enstl eistend en als 
Hilfskräfte heut e nicht verzichten . Das hätt e zur Folg e, daß Schw erstb ehin­
derte zurück ins Heim selektiert würd en, wei l gegenwärtig eine ambulant e 
Rund-um-die-Uhr -Betreuung gegenüb er den Ko stentr äge rn nicht dur chsetz ­
bar ist . Würden die AD die Schwerstbe hind erte n wegen dem finan zie ll hoh en 
Pflegebedarf aus ihrem Kundenkr eis nehmen, kämen sie damit der gegenw ar­
tigen ,Notstands-Sozialpolitik ' der Bund esregierung · abso lut entgege n : Ein­
te~lung der Pflegeabhängigen in pfl ege leichte integr _i~!_fähig e Menschen einer­
seits und in Heimen auszusaodernde (zu teur e) pflegeabhaiigige Menschen 

anderers eits . Mit der Verwirkli chung von Selbstbestimmung srechten behin -

erter und alter Mensch en hat das nichts m ehr zu tun , vielmehr bedeut et 
eine solche Aufspaltung nur di e Anp assung an die ,Pol'itik der leeren Kassen ' 
und an die Maßstäbe einer nichtb ehind erte n Leis tung sgesell chaft. Die grund­
sätz liche Befürwo rtung von ambul ant er Betr euung im Gesundheit swese n 
garantiert daher allein noch nicht das Selbstb es timmung srecht Pflegeab hän­
giger. Entscheidend sind die bezweck ten Ziele . 

Ambulante Dienste, die ein ema nz ipator isches Ko nze pt verfo lgen , hab en 
sich zur Aufg &be gesetzt 
* allen Pflegeabh ängige'n ein autonom es Leben unabhängig von ßilligk e its­

er wägungen zu ermöglichen; 
* ke ine Zurückverlag eru ng der Pflege in di e Farn il ie, sond ern weitgehende 

Entlastung der Angehörigen - insbeso nd ere der Frau en - anzu streben ; 
* AD nicht als billig e Ergänzung zu station ärer Versorg ung Pflegeab hä ngi­

ger einzu stuf en, vielmehr a ls e ine echt e Alternative zum Leben im Heim 
- eine Alternative , die helfen soll , Heime grundsä tz lich abzuscha ffen. 
Ob sich di ese Zi ele langfr ist ig dur chsetze n werden , ist in ers ter Linie eine 

Frage der politi schen Ent scheidung und nicht die der Kos ten . 

Tlieresia Dege11er 
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Anmerkungen: 

J) Nach einer von Soc ia ldata im Auft rag des BMI für ~ugend , Famili e und 
Gesundh eit dur chgeführt en Unt ersuchung betrug die Anzah l zu Hau se 
lebe nder Pflegebedürf tiger im J ahr e 1978 1,6 ~~lion ~n. Die Gesa~tzahl 
der in der BE.D lebenden POegebedürftigen schatzt die Bund esregierung 
in ihrem „ Bericht zu Fsage n der Pflegebedürftigkeit " (Stand 29.08.84) 
auf 2 Millio nen. 
Die notwe ndigen Hilfen erhi elt en die von der Socialdata ermitt elten 1,6 
Millio nen Pflegebedürft iger fast au sschli eßlich dur ch Angehörig e oder im 
Wege der Nach barschaft shil fe . (Socialdata, Anz ahl und Situ ation zu Hau­
se lebender Pflege bedürf tiger, Bd. 80 der Schrift enreihe des Bund es.min. 
f. Ju gend , Familie un d Gesun dhei t) . 

2) Lo th ar Sand fo rt : Ein neues Pflegegese tz . in : ,Luftpump e'. r 

-----
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Entwurf eines Gesetzes zur Finanzierung einer besseren Pflege 
(Bundespflegegesetz) 

Der Bund estag hat mit Zustimmung de s Bunde s­
rat es da s folgende Gesetz beschlos sen: 

1.ABSCHNIIT 

Leistungen 

§ 1 

Personenkrei s und Zielsetzung 

(1) Wer infolge Krankh eit, körperlich e r, seeli­
scher oder geistige r Behinderung oder hohen Le­
bensalters be i den gewöhnlichen und re ge lmäßig 
wiede rkehrende n Verrichtungen im Ablauf des lag­
liehen Lebens fr emder Hilfe bedarf, hat Anspruch 
auf Hilfe zur Pflege nach Maßgabe der folgend en 
Bestimmungen . Zu den regel mäßig wiederkehren­
den Verrichtungen im Sinne dieses Ge setzes zählen 
auch die Versorgung des eigenen Hau sha lts, di e 
Teilnahme am allgemeinen Verkehr , die allgemein 
übliche Kommunikation mit anderen Persone n und 
die Teilnahme am kulturellen und gesellschaftli ­
chen Leben . 

(2) Die Hilf e zur Pflege umfaßt auch dieje nige n 
l\·l aßnah men, durch die die/de r Hilf sbedürf tige un ­
a bh ängig von Hilfe zu r Pflege werd en kann . An ­
spruch auf Hilf e zur Pfleg e hat auch, wer di e rege l­
mäßig wied e rkehrenden Verrichtung e n zwar se lbs t 
vornehmen kann, hier zu ab e r der Anleitung oder 
Aufsicht bedarf oder wer diese Verrichtungen nur 
mit erhe blicher physischer und /o der psy chisch e r 
Belastung selbs t vornehmen ka n n. 

(3) Die Hilf e zur Pflege dient dem Ziel, den in 
Absatz 1 gena nnten Per sonen ei n se lbstbestimmtes 
Leben in der Gemein schaft zu e rm ög lich en. Ein e 
Aussonderung aus der Gem ei nsch af t is t dur ch ge ­
eignete Maßnahm en zu ve rhind ern , das Leben de r 
Hilfebedürfti ge n im se lbstbe s timmt e n Lebensbe­
re ich zu förd e rn . Die mit der Dur chfüh run g dies es 
Ge setzes be trauten St e llen haben daW r Sorge zu 
tra ge n , daß di e notwen:!ig en pe r sonelle n und sachli­
chen Vorau sse tzungen hierfü r geschaffen werden . 

(4) Fr emde Hilfe bedeut e t jed e Hilfe und Unter ­
s tützung durch Dritt e, ohn e daß es auf di e rechtli ­
che oder tatsächliche Bez iehung zwische n dem/de r 
Hilfsb edürftigen und dem /der He lfe r(in) ankommL 

§ 2 

Leis tung sa rte n 

Als Hilf e zur Pflege kommen insbeso nde re in Be ­
tr ac ht : 
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das Unter s tüt zu ngsgeld , 
d as Pflegeg e ld, 
die amb ul ante Pflege , 
die sta tionäre Pflege , 
d ie Stellung der erfor derlichen Hilfsmitt e l, 
die Beratun g und 
sonstige Maßnahmen und Leistungen . 

§3 

Unterstützungsgeld 

(1) Wer noch nicht in erh ebl ichem Umfang pfl ege­
bedürftig ist und/ oder in der Ver so rgun g de s e ige­
ne n Hau s ha ltes, der Tei ln ahm e am allgemeinen 
Verkehr, de r a llgemein üblichen Kommunik at ion 
mit a nd e ren Per sonen und de r Tei lnahm e a m ku l­
turell en und ge se llschaftlichen Leben nicht nur ge­
legen tlich au f fremde Hilfe ang ewiesen ist , hat An­
spruch auf die L'bern ahme de r hierbei entsteh en­
den Kosten. 

(2) Die Kostenü bern ahme kann auf Wunsch der /s 
Antragstellerin/s auch in For m e ines pauscha lier­
ten Unt e rstüt zung sgeldes e rfolgen . Das Unter stü t­
zungsge ld beträgt mind es tens 50 Deu tsc he Ma rk im 
Monat. Erreicht die Notwe ndi gkeit frem de r Hilfe 
mi nd es tens dr e i Stunden pro Woche , so be trä gt das 
Unterstützungsgel d mind este ns 150 Deutsche Mark 
im Mon at. Dab e i is t sic herz us tell en, d,iU da s Unter ­
stützungsgeld den jä hrli ch s te igenden Kos ten a nge­
paßt wird . 

§ 4 

P[leg ege ld 

(1) Ist di e/ der Hilf ebedürftige für d ie gewö hnli­
che n und rege lm äßig wie de rke hr end e n Verrichtun­
gen im Ablauf des täg lich en Leb ens in e rh ebl iche m 
Umfang auf fre md e Hilfe dauernd angewiesen , so 
hat e r /s ie ei nen Anspruch auf Pflegegeld. 

(2) Das Pfl egege ld bP.träg t mind es te ns 340 Deut· 
se he Mark, höchste ns 1 400 Deut sche Ma rk . Inn er­
halb dieses Rahm e ns richtet sic h die Höhe des Pfle­
gege ldes im Einzelfall nac h Ar t und Umfang der 
Pflegebedürftigkeit. Die Bunde sregie rung wird e r­
mäc hti gt, dur ch Rec hts ve rordnun g mit Zustim ­
mun g des Bund es rates die Höhe des Pflegege ldes , 
das Pfleg ebedürftig en mit bes timmt en ßeeinträch ­
tigun ge n in der Rege l zus teht, und d ie jährliche 
Anpa ss ung festz ulege n. 

(3) Den in § 24 des Bund essoz ialh ilfegesetzes ge­
na nnten Perso nen wi rd de r Höchstb et rag des Prle­
gege ldes gewä hrt. Bei ihn en s ind die Vora ussetzun ­
ge n für die Gewä hrun g e ines Pflegege ldes stet s als 
erfüllt a nzu se hen. 



§5 

Ambulante Pflege 

(1) Wer regelmäßig der Hilfe mindestens einer 
Pflegeperson bedarf, hat Anspruch auf Übernahme 
der hierfür erforderlichen Kosten. In diesem Falle 
ist das Pflegegeld oder das Unterstützungsgeld an • 
gemes sen zu kürzen, jedoch höchstens bis zu einem 
Drittel. Zus ätzlich sind dem Pflegebedürftigen die 
Aufwendungen der Pflegeperson für die soziale Ab­
sicherung zu erstatten, die der einer beruflich täti· 
gen Pflegeperson entsprechen . 

(2) Die Auswahl der Pflegeperson obliegt der/dem 
Hilfebedürftigen . Auf Wunsch der/des Hilfebedürf· 
tigen oder soweit ihm eine eigene Auswahl nicht 
möglich ist, haben die mit der Durchführung dieses 
Gesetzes betrauten Stellen geeignete Pflegeperso· 
nen zur Verfügung zu -stellen. 

(3) Die Hilfe zur Pflege kann auch durch Aufent· 
halt in einer Wohngruppe gewährt werden, in der 
mindestens zwei Hilfebedürftige mit einer Anzahl 
Helfer(innen) zusammenleben. Die Wohngruppen 
solllm ein selbstbestimmtes Leben 'für diejenigen 
Hilfebedürftigen ermöglichen, die nicht allein oder 
in ihrer Familie leben wollen oder können. 

(4) Neue Pflegemodelle (z. B. Tages· und Ne~ht· 
einrichtungen , Alten· und Behindertenwohnungen) 
sind entsprechend den Pflegewohngruppen zu för· 
dem . 

(5) Die in § 11 Abs . 1 mit der Durchführung dieses 
Gesetzes beauftragten Landkreise und kreisfreien 
Städte haben sicherzustellen, daß bis zum 31. De­
zember 1995 für jede / n Pflegebedürftige / n ambu· 
lante Pflegeh ilfen und Wohngruppen zur Verfü gung 
stehen . Sofern seitens von Initiativen von Pflegebe · 
dürftigen selbst bzw . von Initiativen , in denen Pfle· 
gebedürftige entscheidende Verantwortung tragen, 
keine ambulanten Pflegehilfen oder Wohngruppen 
angeboten werden oder diese Angebote von den Hil· 
febedürftigen nicht gewünscht werden , hat die je· 
weilige Kommune dezentrale, stadtteilbezogene 
ambulante Pflegehilfen und Wohngruppen vorzu· 
halten. 

§6 

Pßege in Pflegeheimen 

(1) Auf Wunsch der/de~flegebedürftigen kann 
die Hilfe zur Pflege auch durch Aufenthalt in einem 
Pflegeheim oder einer gleichartigen Einrichtung ge· 
währt we rden . 

(2) Bei Unterbringung in einem Pflegeh eim oder 
einer gleichartigen Einrichtung muß sichergestellt 
sein, daß eine Rückkehr in den eigenen Ha·ushalt 
möglich isL Ist die/der Pflegebedürftige hierzu 
nicht in der Lage, so sind für die Dauer des statio­
nären Aufenthalts die Kosten für die eigene Wöh· 
nung zu übernehmen . Bei langfristigem stationä· 
rem Aufenthalt und falls keine eigj!ne Wohnung 
vorhanden ist, sind, sofern die/der Pflegebedürftige 
das Pflegeheim verlassen will, die Kosten für die 
Errichtung eines Hausstandes zu übernehmen . 

(3) Im Leistungsfall nach Absatz 1 haben die zur 
Durchführung dieses Gesetzes verantwortlichen 
Stellen die Kosten für Unterhalt und Pflege zu tra• 
gen . Zu den Kosten des Unterhalts hat die/der Pfle­
gebedürftige aus ihrem/seinem Einkommen den 
Betrag zu leisten, den sie/er im Falle der ambulan· 
ten Pflege hierfür aufwenden müßte . Vollpauscha• 
lierte Pflegesätze sind nicht mehr zulässig . Die Lei• 
stungen sind getrennt auszuweisen und abzurech • 
n~n . -Das Unterstützungsgeld oder das Pflegegeld 
konnen angemessen gekürzt werden. 

(4) Pflege in Pflegeheimen wird nur bis längstens 
31. Dezember ~995 übernommen . Über diesen Tag 
hinaus wird diese Pflege nur übernommen, wenn 
vom Pflegebedürftigen wegen der langen Dauer ih· 
res/seines bisherigen Heimaufenthalts ein Wecllsel 
in andere Wohn• und Lebensfom1en -nicht gewollt 
isL In diesem Fall darf eine Verschlechterung der 
Pflegesituation nicht eintreten. Nicht betroffen von 
dieser Regelung ist die als Bestandteil von Rehabi· 
litations· oder Krankenhilfeleistungen erbrachte 
Pflege . Diese ist nicht Gegenstand dieses Gesetzes, 
sondern anderweitig geregelt (siehe auch § 15). 

(5) Um in der Übergangszeit nach Absatz 4 die 
Rechte der Heimbewohner zu stärken, ist innerhalb 
eines Jahres nach Verabschiedung dieses Gesetzes 
das Heimgesetz in Richtung auf ein .Heimbewoh• 
ner·Schutzgesetz" zu novellieren . Diese Novelle hat 
insbesondere die Abkehr von der Bettenpflege und 
die Bereitstellung menschenwürdiger Wohn· und 
Lebensbedingungen für Pflegebedürftige in Institu• 
tionen zu gewährleisten (u. ac Einzelzimmer, indivi• 
duelle Wohnraumgestaltung, Festlegung eines an• 
gemessenen Pflegepersonalschlüssels, Selbstver • 
waltungsrechte der Heimbewohner/innen) . 

(6) Die Bundesregierung ist verpflichtet, im Jal{r 
1990 einen detaillierten Bericht über den Ausbau 
,ambulanter Pflegehllfen zu geben , aus dem ersieht• 
lieh wird, welche weiteren Maßnahmen bis zum 
Jahr 1995 notwendig sind, um Pflegeheime über­
ßüssig zu machen. 

§ 7 

Pflege In Ubergangseinrichtungen 

(1) Hilfebedürftigen, denen ein -Platz in einer 
Wohngruppe nach§ 5 Abs . 3 oder eine ihren Bedürf. 
nissen entsprechen:r:Wohnung noch nicht zur Ver• 
fügung steht, ist die ilfe zur Pflege durch Unte'r­
bringung in einer eeigneten Übergangseinrich • 
tung in gleichem U ange wie stationäre Pflege zu 
gewähren . 

(2) Die Unterbringung in einer Übergangseinrich • 
tung wird für längstens neun Monr.te gewährL In 
dieser Zeit haben die mit der Durchführung des 
Gesetzes betrauten Stellen dafür Sorge zu tragen, 
daß ein Wohngruppenplatz bzw . eine geeignete 
Wohnung zur Verfügung stehL 

§8 

Hilfsmittel 

Der/die Hilfebedürftige hat neben den Leistun • 
gen nach den §§ 3 bis 7 auch Anspruch auf diejeni • 
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gen HiUsmittel, deren die/der Hilfebedürftige zur 
Erleichterung und Durchführung der Hilfe zur 
Pflege bedarf . Dies gilt auch für die Erstattung von 
Aufwendungen für Hilfsmittel, die die/der pflegebe­
dürftige anschafft oder anfertigen läßl Die/der Hil ­
febedürftige ist umfassend über Art und Funktions ­
weise von Hilfsmitteln , insbesondere Neuentwick­
lungen und Vertriebsorganisationen für seinen spe­
ziellen Bedarf zu informieren . Auch Gegenstände 
des täglichen Lebens gelten als Hilfsmittel, wenn 
sie speziell für die Zwecke der/s Hilfsbedürftigen 
geeignet sind . 

§9 

Beratung 

Die Hilfe zur Pflege umfaßt auch Beratung und 
Unterstützung des/der Hilfebedürftigen zur Erl an­
gung von Fertigkeiten, um möglichst eigenständig 
die notwendige Hilfe oder Pflege zu organisieren. 

§ 10 

Sonstige Maßnahmen 

(1) L':e zur Durchführung dieses Gesetzes berufe­
nen Stellen haben über die Leistungen der§§ 3 bis 9 
hinaus diejenigen Sach-, Dienst- und Geldleistun­
gen zu gewähren, die notwendig sind, das in § 1 
Abs . 2 genannte Ziel zu erreichen. 

(2) Selbsthilfe- und Initiativgruppen , die Dienst ­
lei st ungen nach diesem Ges etz erb ring en, haben 
Anspruch auf Übernahme der ihnen durch die Or­
ganisierung der Hilfe und pflege ents tehe nden Ko­
sten . Die Bund es regierung wird ermächtigt, mit Zu­
stimm ung des Bundesrates das Niihere in ei ne r 
Rechts ve rordnung zu regeln . 

2. ABSCHNITI 

Durchführung und Finanzierung 

§ 11 

Durchführung und Rechtsweg 

(1) Die Dur chführu ng die ses Gesetzes obliegt den 
Landkreisen und den kreisfr eie n Städten . 

(2) Die Bedarf sfeststellung erfolg t durch einen 
Sozialarbeiter nach Rück sprach e mit dem beh an­
delnden Arzt oder der vom Hilfebedürftig en ge­
wünschten pflegeperson . 

(3) Über Widersprüche gegen Bescheide nach die ­
sem Gesetz entscheidet die Pflegekommission 
(§ 12). Liegt sechs Wochen nach Einlegung des Wi­
derspruchs eine Entscheidung der pfl ege kommi s­
sion noch nicht vor, so ist auf Antrag die bea ntragte 
Leistung vorläufig zu gewähren. 

(4) Für Streitigk eiten über die Anwendung die ses 
Gesetzes ist der Rechtsweg vor d ie Sozialgerichte 
eröffneL Liegt zwei Monate nach Erhebung einer 
Klage auf Leistungen nach di ese m Ge setz eine ge-

so 

richtliche Entsch eidung noch nicht vor . so sind auf 
Antrag die Mindestleistungen nach di e se m Gesetz 
vorläufig zu erbringen . 

§ 12 

Pflegekommis sion 

(1) Bei den Landkrei sen und den kreisfreien 
Städten werdep Pfl egeko mmi ssio nen gebildeL Sie 
entscheiden über Widersprüche aufgrund dieses 
Gesetzes. 

(2) Die Pflegekommission setzt sich zusammen 
aus 

a) einer/m Vertreter/in der Kommunalverwaltung 
als Vorsitzender/m, 

b) zwei Vertreter/innen von Grupp e n und Organi­
sationen, die im Bereich der kreisfreien Stadt 
oder des Landkreises Hilfen im Sinne d ieses Ge ­
setzes erLt·ingen und 

c) vier Vert: ·eter/innen von Selbsthilfe- oder lnitia ­
tivgruppe r•, denen überwiegend Hilfebedürftige 
im Sinne dieses Gesetzes angehören. 

(3) Die Mitglieder der Pfl egeko mmission werden 
auf Vorschlag der in Absatz 2 Buchstaben b und c 
genannten Gruppen und Organisationen von der 
Kreis- oder Gemeindev e rtretung für jeweils ein 
Jahr berufen . Die Bundesregierung wird ermäch­
tigt, mit Zustimmung des Bundesrates durch eine 
Rechtsverordnung die Wahl der Pfl ege kommi ssio n 
und die Höhe der Aufwandsentschädigungen und 
Sitzungsgelder für die unter Absatz 2 Buchstabe c 
ge nannt en Mitglieder zu regeln. 

§ 13 

Pflegeombudsfruu/mann 

(1) Die nach diesem Gesetz zuständig e n Träger 
ernennen für ihren Bereich eine/n Pflegeombuds­
frau/mann auf Vorschlag der örtlichen Selbsthilfe­
und Initiativgruppen . 

(2) Die/d e r Pfl egeombudsfrau/mann hat das 
Recht auf umfassende Akteneinsicht und Zutritt zu 
allen Einrichtungen, die die ses · Geset, betreff en . 
Sie/er unterrichtet sic h in regel mäß ige n Abständ en 
über die Arbeit de r ambulanten und stationären 
Pflegehilf e n sowie der Übergungseinrichtungen , 
nimmt Beanstandun gen und Beschw erden Betr of­
fener oder Angehöriger entgegen und überprüft 
diese auf ihre Berechtigung . Sie/er fer tigt in regel ­
mäßigen Abständen ei nen Leistungs - und Mängel­
bericht an und veröffentlicht diese n. 

(3) Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit Zu­
stimmung des Bundesr ates in ei ner Recht sve rord ­
nung den arbeitsrechtlichen Status der /s Pflege om­
budsfrau/mann zu regeln. 

§ 14 

Finanzierung 

Die Kost e n dieses Gesetzes tr age n je zur Hälfte 
der Bund und die Länder . 



3. ABSCHNITT 

Leistungsvorrang 

§ 15 

Erhält die / der Hilf ebedürftige nach anderen ge­
setzliche n Vorschriften gleichartige Leistungen, so 
gehe n di ese insoweit den Leistungen nach diese m 
Ge setz vo r . Ansprüch e a uf Le is tun ge n und Maßnah ­
men zur Rehabilitation ei nsc hli e ßlich der Eingli e­
de run gs hilf e für Behind e rte nach den §§ _39 ff . des 
Bundes sozia lhilfeg esetzes werden durch die ses Ge ­
setz nicht berührl Solc he Leistung e n dürfen nicht 
deshalb versagt we rd e n , weil glei chartige oder ä hn­
liche Leistungen nach diesem Gesetz er bracht wer­
de n könn en . 

4. ABSCHNITT 

Ges e tz e sänderu n ge n und Schlußvorschriften 

§ 16 

In Artikel II § 1 Sozia lgesetz buch Erstes Buch 
wird folgende Numme r 20 angefügt : 

„20. da s Gesetz zur Fin a nzierung e in e r besseren 
Pflege (Bundespflegegesetz) ." 

Bonn , den 12. Dezember 1984 

Schoppe. Dr . Vollmer und Frakt io n 

\ 

§ 17 

Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes treten die §§ 67 
bis 69 des Bundes sozialhilfege se tzes und § 35 des 
Bunde sve rsorgungsgesetzes außer Krafl Ansprü ­
che nach § 35 des Bundesversorgungsgesetzes, die 
vor Inkrafttr ete n dies es Gesetzes begründet waren, 
bleib e n unberührL 

§ 18 

§ 33 a Abs . 3 Nr . 4 des Einkommensteuergesetzes 
1975 wird gest richen. · 

§ 19 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs . 1 
des Dritten Übe rle itungsgesetzes auch im Land 
Be rlin . Rec h tsve rordnung e n. die auf Grund dieses 
Gesetzes erlasse n werden . ge lte n im Land Berlin 
n ach § 14 des Dritt e n Überleitung sgesetze s. 

§ 20 

Dies es Ges etz tritt am 1. Juni 1985 in Kr a fl 
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Lese-Tips: 

* Behindernde Hilfe oder Selbstbestimmung ·d e r Behi nderte n .­
c/o VIF,Herzog-Wilhelm Str.16, 8 München 2 ; 198 2 
(Modelle zur ambulanten Versorgung aus d e m In-u .A uslan d ) 

* Gegen die Logik der Aussonderung.-München, AG SPAK 198 2 
('Leidende' zwischen Ausschluß und Befr e iung - ital ie n i= 
und bundesdeutsche Erfahrungen) 

* Wolfgang Jantzen: Sozialgeschichte des Behindertenbetr e u = 
ungswesens. ~ München, Dt.Jugendinstitut Verl. 198 2 
(Anfänge der Armenpolitik und Aspekte der Aussond e rung 
in der kapitalistischen Gesellschaft) 

* Ernst Klee: Euthanasi e im NS-Staat. - Fr ankf. ,Fischer 198 3 
(Detaillierte Darstellung der Vernichtu n g 'l e bensunw e rten 
Lebens') 

* Uschi Pixa-Kettner/Nati Radtke: Tatsächlich ist es umge = 
kehrt.-c/o N.Radtke,Borselstr.15,2 Hamburg 50; . 198 4 
(Über Sprache, HERRschaft und Normalität) 

* Krüppeltribunal. - Köln, Pahl-Rugenstein Verl. 1983 
(Menschenrechtsverletzungen im Sozialstaat) 

* Morgens um sieben ist der Tag schon gelaufen. - Frank f ., 
extrabuch-Verl. 1983 
(Der alltägliche Skandal im Pflegehe i m) 

* Not · der Tugend. - München, A~ SPAK 198 2 
(Arbeit, Sexualität, Konflikte in Instituti onE n ) 

* Sil Schmid: Frei h eit heilt. - Be rlin, Wage nb a ch 19 78 
(Bericht über die demokratisch e Psych i atri e in Itali e n) 

* Udo Sierck/Nati Radtke : Di e Wohlt ä t e r-Mafia.-Selb s tv e rl. 
1985 c/o Sierck,Borsel s tr.1 5 , 2 Hamburg 50 
(Zur Kontinität von Eugenik, Kost e n-Nut ze n-An a ly se n un d 
Behindertenfeindlichkeit in d e n Wohlfahrt sv erb ände n) 

* K.P.Wolf: Die Lupe. - Stuttgart, Union Verl. 
(Roman über die Situation alter Mensch e n in Pfleg e h_e im e n) 

* Michael Wunder/Udo Sierck: Sie nennen es Für s o r g e . - Be r = 
lin, Verl. Gesundheit 1982 
(Anstal t als Basis z ur Vernichtung 'Behind e rt e r' ,n e ue 
Wege im Ausland und Ansät z e der Kr üppelb e we gung) 

* Der g r oß e Wie-lebst-Du-Denn. - Be rlin, Ve rl.Ges undh e it . 1982 
(Buch für Selbsthilf e , Se lb s to r gani s ation und Se lb s tdar = 
st e llung e n mit über 800 Adr e ss e n;Pati e nt e nre chtshinw e i se ) 
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